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baldigſt bei den betreffenden Poſtanſtalten und Commanditen mit 10 Sgr. zu pränumeriren. 


Preußen. 
Verſammlung zur Vereinbarung der preußiſchen 
RG! 5 Staats⸗Verfaſſung. 
(Sitzung vom 5. Oktober.) 

Grabow präſidirt. Das Protokoll wird verle⸗ 
fen und einige Urlaubsgeſuche bewilligt. — d' Eſter 
zieht ſeinen Antrag, daß die Verſammlung erklären 
möge, wie es keiner Militärperſon zuſtehe, die 
Grundrechte des preußiſchen Volkes zu ſuspendiren, 
bis morgen zurück. j 

Miniſter Eichmann giebt in Betreff der Lieg⸗ 
nitzer Vorfälle die Erklarung, daß man nur mit 
Wiſſen des Regierungspräſidenten aus dem 
Pulverthurme Pulver nach dem Regierungsgebäude 
gebracht habe. Die Regierungsräthe v. Holleufer 
und Köhler hätten allerdings, und der erſtere auf 
ſein Ehrenwort verſichert, daß kein Pulver im Regie⸗ 
rungsgebäude ſei. Beide hätten jedoch von dem That: 
beſtande keine Kenntniß gehabt. ‘ ’ 

Pokrzywnicki erhält für die folgende Inter: 
pellation den Vorrang vor der Tagesordnung. Die⸗ 
ſelbe lautet: „ob das Staatsminiſterium geneigt ſei, 
den am 3. April d. J. durch den General v. Colomb 
eigenmächtig angeordneten Belagerungszuſtand 
der Stadt und Feſtung Poſen ſofort aufzu⸗ 
heben oder die Zuſtimmung der Nationalverſammlung 


zum Fortbeſtande dieſer Maßregel einholen wolle?“ 


— Der Interpellant motivirt ſeine Interpellation: 
Am 7. März 1846 erging eine allerhöchſte Kabinets⸗ 
ordre, welche für das Großherzogthum Poſen das 
Martialgeſetz verkündete. Erſt am 21. März d. J. 
trat dieſelbe außer Kraft, aber ſchon am 3. April d. 
J. ordnete der General v. Colomb eigenmächtig den 
Belagerungszuſtand der Stadt und Feſtung Poſen an. 
Eine allerhöchſte Kabinetsordre vom 1. Mai d. J. 
befahl dem General v. Pfuel die verſprochene Reor⸗ 
ganiſation der Provinz ſchleunigſt auszuführen, wäh: 
rend die derſelben beigegebene Inſtruktion des Staats⸗ 
ministeriums ihn ermächtigte, äußerſtenfalls das am 
7. März 1846 publicirte und am 21. März d. J. 
aufgehobene Standrecht zu publiciren. Der General 
v. Colomb, der Oberpräſident v. Beurmann waren 
ihm hierin ſchon zuvorgekommen, fie, hatten am 5. 
Mai das Martialgeſetz bereits eigenmächtig verkündigt, 
was den General v. Pfuel bewog, ſchon am Tage ſei⸗ 
ner Ankunft in Poſen in einem Manifeſte vom 5. 
Mai kraft der erhaltenen Vollmacht den Erlaß der 
Probinzialbehörden zu beftätigen und am 5. Juni vers 
anlaßte das Staatsminiſtertum den General v. Pfuel 
zur Aufhebung des Martialgeſetzes, weil bewaffneter 
Widerſtand an keinem Punkt mehr geleiſtet werde. 
Dieſem Auftrage genügte Hr. v. Pfuel in einem Er: 
laſſe vom 10. Juni, der wörtlich lautet: „Da gegen⸗ 
wärtig Ruhe und Ordnung im Großherzogthum Po⸗ 
ſen wiederhergeſtellt ſind und zu deren fernerer Hand⸗ 
habung außergewöhnliche Maßregeln nicht mehr erfor⸗ 
derlich erſcheinen, ſo erkläre ich hiermit das Martial⸗ 
geſetz, welches am 5. Mai d. J. für das Großherzog⸗ 
Po ſen proklamirt worden war, für aufgehoben.“ 
Erklärung ungeachtet befindet ſich die Stadt 

en noch im Belagerungszuſtande und vorzugsweiſe 

7 25 den polniſchen Bewohnern der Stadt die am 
5. — : gebenen Grundrechte verkümmert. Das 
— — — wird genöthigt ſein, entweder den 
N ti ae aufzuheben oder die Zuſtimmung 
der Natlonat erammiung einzuholen. — Miniſter⸗ 


Präſident v. Pfuel: Das Staats⸗Miniſterium hat 
den Poſener Behörden aufgegeben, Falls nicht beſon⸗ 


dere Gründe dagegen vorhanden, den Belagerungszu⸗ 


ſtand der Stadt Poſen aufzuheben. Sollten aber 
beſondere Gründe obwalten, ſo werden wir ſie der ho⸗ 
hen Verſammlung mittheilen und die ganze Angelegen⸗ 
heit hier zur Sprache bringen. 

Behnſch ſtellt folgende ſchleunige Interpella⸗ 
tion: „ob das hohe Staatsminiſterium geneigt ſei, 


eine allgemeine Amneſtie für die im Großherzogthum 


Poſen ſeit dem 18. März d. J. durch die nationale 
Erhebung der Polen hervorgerufenen politiſchen Ver⸗ 
brechen in Antrag zu bringen? — Derſelben wird je⸗ 
doch, nicht die Priorität eingeräumt. — Auch Wal 
deck's dringender Interpellatiou wird mit 179 gegen 
161 Stimmen die Priorität nicht gewährt. Dieſelbe 
lautet: „Der Herr Reichs⸗Juſtizminiſter Mohl hat 
an die Landesregierungen einen in Nr. 152 des Staats⸗ 
Anzeigers veröffentlichen Erlaß vom 24. September 
1848 ausgehen laſſen, worin er dieſelben zu ſtrenger 
Unterſuchung und Beſtrafung der durch die Preſſe 
und in Volksverſammlungen verübten Verbrechen er⸗ 
mahne. An das hohe Staatsminiſterium richte ich 
die Frage: ob daſſelbe auf dies Schriftſtück eine Er⸗ 
klärung abgegeben hat, eine ſolche, wenn es noch nicht 
geſchehen, abzugeben oder einen Beſchluß zu faſſen 
gedenkt und event. in welcher Art?“ 

Man geht hierauf zur Tagesordnung über und 
Gräff erſtattet Bericht für die Centralabtheilung 
über die Anträge der Abgeordneten Reinicke, 
Stein, Elsner und Reichenbach über die un⸗ 
entgeltliche Aufhebung des Jagdſervituten⸗ 
rechts und freie Ausübung des Jagdrechts. 
Die Centralabtheilung hat ſich für die Aufhebung je⸗ 
des Jagdrechts auf fremdem Grund und Boden, fo 
wie auf künftige Untrennbarkeit deſſelben vom Eigen⸗ 
thume entſchieden, indem ſie von dem Grundſatze der 
Freiheit der Perſon und des Eigenthums ausgeht. — 
Sie iſt für die unentgeltliche Aufhebung ohne alle 
Ausnahme, da das Jagdrecht auf feudalem Urſprunge 
beruht, d. h. lediglich als ein Ausfluß der ober⸗ und 
grundherrlichen oder auch der landesherrlichen Ge⸗ 
walt, alſo als nutzbares Regale im Sinne des allge⸗ 
meinen Landrechts anzuſehen iſt. Der Berichter⸗ 
ſtatter bemerkt, wie das hiſtoriſche Recht dem Recht 
der Neuzeit Rechnung zu tragen habe und wie die heu⸗ 
tige Geſetzgebung ein Ausfluß der geſchichtlichen Ent⸗ 
wickelung ſein müſſe. v. Meuſebach ſpricht gegen 
den Grundſatz, der unentgeltlichen Aufhebung. Das 
Jagdrecht ſei nicht ſo entſchieden ein feudales zu nen⸗ 
nen. Auch er wolle mit der Wage der Gerechtigkeit 
wiegen, auch er neben dem hiſtoriſchen Recht das 
Recht der Gegenwart anerkennen. Man moge doch 
bedenken, daß auch der fleißige Pächter, der ſich zum 
Beſitzer emporgeſchwungen habe, durch jenes Geſetz ge⸗ 
troffen würde. Das Geſetz, das nach der franzöfiſchen 
Revolution im Jahre 1789 erlaſſen worden, habe in 
Frankreich ſeine politiſche Nothwendigkeit gehabt und 
ſei dadurch gerechtfertigt. Hier erblicke er dieſe politi⸗ 
ſche Nothwendigkeit nicht. — Bauer (Krotoſchin) 
ſpricht für das Prinzip der unentgeltlichen Aufhebung. 
Er iſt ſich bewußt des Eingriffs in das Eigenthums⸗ 
recht, aber es ſei nothwendig, wie die Reform von 
180711 auch Eingriff in das Eigenthum war. 
— Walter gegen die unentgeltliche Aufhebung. 
Nicht die Frage: Wer jagt? ſondern: Wie gejagt 
wird? das ſei die Hauptfrage. Hätten ſie — wendet 
ſich der Redner zur Linken — Geſetze gegen Selbſt⸗ 
hülfe, Wildſchaden u. dgl. vorgeſchlagen, ich, hatte fie 
freudig unterſtützt. Ein Eingriff in das Eigenthum 


iſt hier nicht gerechtfertigt, denn es iſt weder die drin⸗ 
gende Nothwendigkeit, noch der Konſenz der Betheilig⸗ 
ten vorhanden. Haber (aus Oberſchleſien) fpricht von 
der Noth in ſeiner Gegend. Man erinnere ſich wohl 
noch der Hungers peſt in Oberſchleſien, er könne 
verſichern, daß ſich Mancher durch das Kraut genährt 
haben würde, das das Wild des Gutsherrn niederge⸗ 
treten hat. Schramm für die unentgeltliche Aufhe⸗ 
bung, indem hier nicht von einer Jagdgerechtigkeit, 
ſondern von einer Jagdungerechtigkeit die Rede ſei. 
Er wundere ſich, daß Zweifel im Schooße der Ver⸗ 
ſammlung ſich erhoben, jetzt noch Zweifel nach den 
Märztagen. Man wolle ja beruhigen, man habe Mi⸗ 
litärgewalt dazu aufgeboten. Durch Erlaß des Ge⸗ 
feges würde man mehr Ruhe hervorbringen. (Bravo 
links.) Dierſchke tritt dem vorigen Redner bei 
und geht bis auf Nimrod zurück. Das Jagdrecht 
ift ein angemaßtes, ebenſo wie die Gewerbeverleihung 
auf dem Lande Seitens der Rittergutsbeſitzer, ein 
Recht, das 1810 aufgehoben wurde. — Waldeck: 
er habe dem bisher Angeführten nur wenig hinzuzufll⸗ 
gen. Gerade nach dem echt deutſchen Begriffe ſtehe 
dem Eigenthuͤmer das Recht der Jagd zu. In ſeiner 
vaterländiſchen Provinz Weſtfalen ſei durch die fran⸗ 
zöfiſche Regierung auch dieſes Feudalrecht aufgehoben 
worden, als aber Preußen wieder frei wurde, da 


wurde, nachdem der Bauer mit feinem Blute die Frei⸗ 


heit erkämpft hatte, das alte Feudalrecht wieder einge⸗ 
führe. (Lebhafter Beifall.) Der Redner 
nimmt noch Bezug auf Erkenntniſſe des 
höchſten Gerichtshofes, dem er angehört, die 
aber durch Cabinets⸗Orbres entkräftet wor: 
den. — Kuntzen ſpricht gegen die unentgeltliche 
Aufhebung, es ſeien nicht blos wohlhabende Leute, die 
von dem Geſetze beeinträchtigt würden, auch Kommu⸗ 
nen würden davon betroffen, die ihre Armen zu ber: 
ſorgen haben und denen die Fonds dann fehlten. — 
Pieper ſpricht unter allgemeiner Heiterkeit für die 
unentgeltliche Aufhebung. Er weiſt hin auf die Auf⸗ 
hebung der Gewerbegerechtſame im Jahre 1810, ohne 
jede Entſchädigung. — Berger ſpricht ebenfalls für 
Anerkennung der von der Centralabtheilung aufgeſtellten 
Prinzipien, ebenſo Schulze (Wanzleben), der auf die 
die Stimme des Landes hinweiſt. Das Volk ift zu 
dem Bewußtſein gekommen, daß, wie die Perſon, auch 
das Eigenthum frei fein müffe. Der Redner verlieſt 
hierauf eine Rede Solms auf dem letzten vereinigten 
Landtage und fährt dann fort: „Man fagt, es muß 
das Jagdſervitutenrecht beſeitigt werde, aber ge⸗ 
gen Entſchädigung. Es ift die Aufhebung einer vis 
major, es iſt die Gewalt der Nothwendigkeit und da 
iſt kein Erſatz nöthig. Mit dem Rechte der Geburt 
iſt die Exiſtenz der Jagdgerechtigkeit nicht vereinbar. 
Laſſen Sie uns bedenken, daß wir hier nicht Richter, 
ſondern Geſetzgeber find, die die Verhältniſſe, den Ruf 
der Zeit erwägen müſſeu.— Regierungs⸗Kommiſſat 
Elwanget: die Regierung habe ſchon früher die 
Nothwendigkeit der Aufhebung anerkannt. Die Be 


hauptung des Herrn Schramm, daß die Regierung die 


Berathung verzögert, ‚fi unwahr. Bemüht ſei das 
Gouvernement aber immer geweſen, den rothen Faden 
der agrariſchen Geſetzgebung, die leitende Idee der Ge⸗ 
rechtigkeit im Auge zu behalten. Die Jagdgerechtig⸗ 
keit oder vielmehr ihr Urſprung gehe über die Ge: 
ſchichte hinaus, die Feudalzeit hat dazu beigetragen, 
die Verhältniſſe weiter zu bilden. Das Jagdrecht ift 
zum Theil einem gegenseitigen Rechtsverhältniß ent⸗ 
ſprungen, die Jagdgerechtigkeſten beſaßen mitunter be⸗ 


1 
1 


fondere Folien im Hypothekenbuche. Durch das Ge⸗ 
ſetz, wie es vorgeſchlagen, würde man den Glauben 
des Hypothekenbuchs vernichten. Ein ehrenwerther 


Redner habe die Lage der Provinz Weſtfalen mit zu 


glühenden Farben geſchildert. — Der Redner macht 
auf den Unterſchied aufmerkſam, der unter der franzö⸗ 
ſiſchen Herrſchaft und zwiſchen dem Großherzogthum 
Berg und dem Hanſedepartement geherrſcht habe. 
Die franzöſiſche Geſetzgebung kenne das Jagdrecht über⸗ 
haupt nicht. Der Redner citirt für ſeine Anſicht 
Merlin und den pariſer Caſſationshof. Seine Citate 
werden oft durch den Ruf: „deutſch, deutſch!“ unter⸗ 
brochen. Der Redner fährt fort. Man will die Sün⸗ 
den der Väter an den Kindern ſtrafen. Die Zeiten 
der moſaiſchen Satzungen aber ſind längſt vorüber. 
(Heiterkeit) Wie wird ſich die Sache nach Auf: 
hebung des Jagdrechts geſtaͤlten? Es iſt ſchon phyſiſch 
unmöglich, daß jeder auf ſeinem Grund und Boden 
das Jagdrecht ſelbſt ausüben kann. Geht der Kom⸗ 
miſſions⸗Antrag durch, ſo wird das Jagdrecht verpach⸗ 
tet werden, und die bedeutenden Revenüen werden An⸗ 
dern zukommen, die jetzt keinen Anſpruch darauf haben. 
In gewiſſem Sinne iſt es gerade ſo, als wenn man 
dem Einen ſein Geld nimmt, um es an einen Dritten 
zu verſchenken. (Lärm zur Linken. Ruf nach 
Schluß.) Wird es der arbeitenden Klaſſe zu Gute 
kommen? Nein, nur den Rittergutsbeſitzern und den 
größeren Bauern! dem Staate und denen, die auf feine 


Hilfe angewieſen ſind, wird es genommen und Sol⸗ 


chen zugewendet, die keiner Unterftügung bedürfen. Die 
Bauern ſelbſt. — und er, der Redner, ſei ſtolz darauf, 
felbſt eines Bauern Sohn zu fein — haben einen zu geſun⸗ 
den Sinn, N 7 In den meiſten Ein⸗ 
gaben, die dem Miniſterium aus dem Bauernſtande 
zugegangen find, iſt nur von einer Ablöſung mit Ent: 
ſchädigung die Rede. — Nach einer Bemerkung von 
Holl entgegnet Waldeck dem Regierungs⸗Kommiſſar: 


derſelbe habe von dem, was er über Weſtfalen ange: 


führt, nichts berichtigt. Er würde damit auch nicht 
an den rechten Mann gekommen fein. Denn mir iſt 
die Sache ſehr genau 4 7 ſowohl aus Weſtfalen, 
als auch vom geh. Ober⸗Tribunal. Es verhält ſich 
wirkli , wie ich geſagt habe. Erſt durch einen 
Staatsminiſterial⸗Beſchluß iſt das ſchreiende Unrecht 
begangen worden, zu erklären, daß der Beſitz entſchei⸗ 
den ſolle. Geſetzgebung und Jurisprudenz haben das 
nie anerkannt. Die Gerichte blieben feſt, ſie verlang⸗ 


ten einen rechtlichen Beſitz; und der verftorbene König 
zu ſeiner Ehre ſei es geſagt — hat ſich nie dazu 


verſtehen wollen, dieſe Gewaltthat zu ſanctioniren. 
Dies, um die ungeeigneten Vorwürfe von „Phantaſie“ 
und „glühenden Farben“ abzuwehren. Glüht die Wahr⸗ 
heit, nun das thut ſie ja immer, und daß dieſe Glut 
nicht allen Leuten angenehm iſt, wiſſen wir längſt. 
( einen 1 v. d. L.) Finanz⸗Miniſter 
v. Bo 


zu müflen. 
genheiten zu thun gehabt, und ich erkenne die Forde⸗ 


Grund und Boden aufgehoben werde und die Löſung 
dieſet Verhältniſſe auf eine alle Theile befriedigende 


eine ri e ſachliche Entwickelung erwarten. Der 

ert niſſar hat 12 innerhalb dieſer Schranken 
nicht nz er hat ſich Rechte angemaßt, die nut 
den Mitgliedern dieſer ho 0 zuſtehen; 
et hat ſich eine Kritik der Form erlaubt, in welcher 
einzelne Mitglieder ihre Anſichten dargelegt haben. Ich 


glaube nicht nur die hahe Versammlung, ſondern auch 
die Regierung felbft gegen eine ſolche Aumaßung ders 
wahren zu müffen. Denn werden die Anſichten der Ne: 


glerung in 


beigewohnt, und die Verhandlungen über das Jagdge⸗ 
f Wh Immer mit der größten Erbitterung geführt 


. 


tte führt zu Nichts, die Sache liegt 
Je . wie er zu ſtimmen habe. 


will gegen de 5 

0 ip 8 Aa ae! chen den Vorſit über: 

wenge 5 ort, welches er dem 
D 


£ 5 7 „ die na 113 
ıbe über dieſe Zwiſchenfrage kintritt, de 170 
ne 51114, Sekret. v. P 0 u 1 


mit der allgemeinen 
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Daniels. Die Verſammlung beſchließt, Weichſel das 
Wort zu ertheilen. Weichfel erklärt ſich zwar mit 
Wollheim einverſtanden, aber außer dem Saale müßte 
man die Gründe erfahren, welche das Endreſultat her⸗ 
beiführen werden. Die Verſammlung entſcheidet ſich 
für den Schluß der Debatte über die Principien der 
§ 1 und 2. Der Berichterſtatter macht noch 
einige Bemerkungen zur Widerlegung des Reg.⸗Com⸗ 
miſfars. — Elsner (Mitantragſteller): Die Regie⸗ 
rung behauptet, das Jagdrecht müſſe abgelöſt 
werden. Gut, wir können darauf eingehen. Keiner 
von uns hat hier den Muth gehabt, das Jagdrecht 
als ein Recht zu behaupten, es iſt ein Unrecht. Soll 
dies abgelöſt werden, dann muß der bisher Belaſtete 
das Ablöſungsquantum erhalten. In anderer Weiſe 
kann ein Unrecht nicht abgelöſt werden. Heiterkeit.) 
— Schluß der Sitzung 2 Uhr. 


Berlin, 5. Oktbr. [Amtl. Art. des St.⸗Anz.) 
Se. Majeſtät der König haben allergnädigſt geruht: 
dem geheimen Juſtiz⸗ und Ober- Landesgerichts⸗Rath 
Hertel in Breslau den rothen Adler-Orden zweiter 
Klaſſe mit Eichenlaub; dem geheimen Archivrath Hö 
fer zu Berlin den rothen Adler-Orden dritter Klaſſe 
mit der Schleife, und dem evangeliſchen Paſtor Nie⸗ 
meyer zu Dedeleben, Regierungs-Bezirk Magdeburg, 
den rothen Adler-Orden vierter Klaſſe zu verleihen. 

Das 43. Stück der Geſetz⸗Sammlung enthält un⸗ 
ter Nr. 3036 den Tarif, nach welchem die Abgabe für 
Benutzung der Oderbrücke bei Brieg zu erheben iſt. 
Vom 1. Septbr. d. J.; und Nr. 3037 die Urkunde 
vom 9. deſſelben Monats über die allerhöchſte Beſtä⸗ 
tigung des Nachttages zu dem Statut der Bonn⸗ 
Kölner Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, betreffend die Kreirung 
von 115,300 Rthl. Prioritäts⸗Obligationen, nebſt dies 
ſem Nachtrage. 

Berlin, 5. Okt. [Tagesbericht des Kor 
reſpondenz⸗Bureau's.] Auf Anregung einiger Op: 
poſitionsmitglieder der Ständeverſammlung des König⸗ 
reichs Sachſen, welche ſich zu dieſem Zwecke kürzlich 
hier befanden, iſt von den Mitgliedern der Linken un⸗ 
ſerer konſtituirenden Verſammlung der Beſchluß ge: 
faßt worden, ſich über die Nichtanerkennung 


des Frankfurter Parlaments mit den oppo⸗ 


ſitionellen Fraktionen aller deutſchen Stän⸗ 
deverſammlungen zu vereinigen und durch ein 
gemeinfam zu erlaſſendes Manifeſt die Conſtitufrung 
eines neuen deutſchen Parlaments anzubahnen, 
deſſen Sitz Berlin fein ſoll. (f. geſtr. Brest. Itg.) — 
Ein „außerordentliher Bericht der demokra⸗ 
tiſchen Partei in der konſt. Verſammlung zu 
Berlin“ iſt ſo eben verſendet worden. Derſelbe iſt 
hervorgerufen durch die neuliche Abſtimmung, wegen 
Er beginnt mit einer 


Antrages bezweckten. 
Verbeſſerungsvorſchlages enthält, wie man auf den er⸗ 
ſten Blick ſieht, ein ſehr durchgreifendes Mittel gegen 
die herrſchenden Uebelſtände und iſt zugleich als die 
Vorrede aller det Forderungen zu betrachten, welche 
wir bei Gelegenheit der künftigen Berathung über die 
gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſe zu ſtellen gedenken. 
Wenn nun ſowohl die Miniſter als mehrere Abgeord⸗ 
nete mit großer Heftigkeit dagegen auftraten und das 
Amendement als einen Eingriff in das Eigenthum dar⸗ 
zuſtellen verſuchten, "fo iſt hier nur zu erwiedern, daß 
ſie ſämmtlich die obwaltenden Umſtände gänzlich un⸗ 
betückſichtigt ließen, indem fie ſich, ſtatt dieſe Frage 
als eine rein politiſche zu betrachten, auf ihrem per⸗ 
rotteten und durch die Zeit längſt mißbilligten Rechts⸗ 
boden herumtummelten, als ob nicht ein ſtarres Feſt⸗ 
halten am hergebrachten Recht gerade das größte Un⸗ 
recht wäre. Volksvertreter und Staatsmänner, das 
iſt unſere Meinung, wir haben ſolche Fragen nicht 


wie Juſtizkommiſſarien vor einem Gerichtshofe, ſon⸗ 


dern wie Schiedsrichter und Geſchworene vor dem 
Gericht der öffentlichen Meinung im Sinne der Menſch⸗ 
lichkeit zu behandeln. Es giebt eine Gerechtigkeit, die 
höher ſteht als die juriſtiſche, und die nicht blos von 
den Herren Rechtsgelehrten gepachtet iſt!“ Nach einer 
Darſtellung des Yeryankid bei der Verhandlung und 


der Abſtimmung ſchließt der Bericht: „Wie ganz an⸗ f. 


ders handelte in der Nacht vom 4. Auguſt 1789 die 
franzöſiſche National⸗Verſammtung, als ſie unter wett⸗ 
eiferndem Vorgange und Beifall der großen Grundbe⸗ 
ſitzer alle Privilegien, gutsherrliche Vorrechte und bäuer⸗ 
liche Lasten mit einem Striche aufhob. Wie anders 
unfete eigene preußifche Geſetzgebung in den Jahren 
1807-1811, durch weiche oft mit einem einzigen Be 
derſtriche die kühnſten Griffe in die Rechte des Pri⸗ 
vatelgenthums gethan wurden, als man dieſe Rechte 

' Wohlfahrt unvereinbar fand. 
Eines ſo großartigen Gemeinſinns ſcheint unſere Zeit 


nicht fähig zu ſein; möge uns die I nicht zu 
herb belehren, daß wo die Nothwendigkeit gebie⸗ 
tet, jeder Widerſtand vergeblich iſt. Was uns betrifft, 
ſo werden wir uns durch dieſe neue Niederlage nicht 
einſchüchtern laſſen. Wir halten es vielmehr für un⸗ 
ſere heiligſte Pflicht, da wo es das Wohl des Volks 
gilt, auf dem Kampfplatz zu bleiben, um, wenn wir 
auch nicht ſiegen, doch zu retten was zu ektten ft“ 
— Die Fachkommiſſion der National⸗Verſamm⸗ 
lung für Heeresweſen und Militärreform hat auf die 
verſchiedenen Petitionen wegen Umgeſtaltung reſp. 
gänzlicher Aufhebung der Kadetten⸗Inſti⸗ 
tute vorgeſchlagen: die Kadettenhäuſer, deten jetzt 5 
beſtehen, (in Berlin, Potsdam, Kulm, ar und 
Bensberg) als militäriſche Erziehungs⸗Anſtalten auf⸗ 
zuheben, wenigſtens eine dieſer Anſtalten in eine Mili⸗ 
tärſchule umzubilden; die übrigen, ſo weit es das Be⸗ 
dürfniß erheiſche, in Realgymnaſien zu verwandeln, 
ohne ſie jedoch militäriſch zu organiſiren, oder auch 
nur, ſelbſt nicht in ökonomiſchen Verhältniſſen, von 
einem Militär leiten zu laſſen. Endlich wird eine Be⸗ 
ſchränkung der Anſprüche, in Betreff der Freiſteuen 
auf Söhne gefallener oder invalide gewordener Offi⸗ 
ziere und eine Ausdehnung jener Anſprüche auf Söhne 
von Bürgerwehroffizieren in Vorſchlag gebracht. 
Den verſchiedenen ſtatiſtiſchen Mittheilungen, an wel⸗ 


ſchen der Kommiſſions⸗Bericht reich iſt, entnehmen wir 


die nicht unintereſſante Bemerkung, daß das nu⸗ 
meriſche Verhältniß der bürgerlichen Kadetten 
zu den adeligen ſtets da ſteigt, wo die hö⸗ 
here Qualifikation erfordert wird, und im Gegentheil 
ſinkt, wo in Ermangelung dieſer hoͤhern Qualifikation 
der Uebertritt aus dem Corps in die niederen Grade 
der Armee veranlaßt werden mußte. — Seit 1840 
find aus dem Kadetten⸗Korps in die Armee getreten: 
als Offiziere 232 adelige und 88 bürgerliche; als 
Portepee⸗Fähnriche 332 adelige, 91 bürgerliche; als 
Unteroffiziere 206 adelige, 33 bürgerliche. — Der Bus 
ſchuß, welchen der Staat jetzt für das ganze Kadetten⸗ 
Inſtitut zu leiſten hat, beträgt 154,629 Thlr. 19 Sgr. 
3 Pf. — Die Abgg. Doerk, Köpfgen und Schulz 
Delitzſch) haben einen Antrag „zur ſchleunigen Be⸗ 
ſchlußnahme“ auf Aufhebung der Strafgeſetze über 
frechen, unehrerbietigen Tadel, Erregung 
von Mißvergnügen ic. (A. L. R. Thl. II. Tit. 
20 88 151 — 155 eingebracht, gleichzeitig auch Erlaß 
der auf Grund dieſer Geſetze erkannten Strafen und 
Niederſchlagung der eingeleiteten Unterſuchungen bean⸗ 
tragt. Die „Motive“ des Antrages nehmen auf die 
früher vom Juſtizminiſter gegebene Erklärung Bezug / 
daß „der Abänderung dieſer den gegenwärtigen Zuſtän⸗ 
den nicht mehr angemeſſenen Gefege Nichts im Wege 
ſtehe.“ — Eine allgemeine Amneſtie für die 
politiſchen und Preß vergehen iſt der Inhalt 
einer von Behnſch, Elsner und Richter einge⸗ 
brachten dringenden Interpellation. — Arnold 
Ruge iſt aus Frankfurt hier angekommen und folk die 
Abſicht ausgeſprochen haben, feinen Sitz im Reichs⸗ 
parlament vorläufig nicht wieder einzunehmen. Et wird 
heut Abend im demokratiſchen Klubb üder das Ver⸗ 
hältniß der einzelnen conſtituirenden Verſammlungen 
Deutſchlands zur Centralgewalt einen Vortrag halten. 
— General v. Wrangel wohnte geſtern einem Con⸗ 
cett zum Beſten hilfsbedürftiger Mitglieder des ſchles⸗ 
wig⸗holſteinſchen Freikorps bel. Als einzelne Mitglie⸗ 
der bei dem der Muſikaufführung folgenden Feſtmahle 
theils eigene, theils fremde poetifhe Leiftungen zum Be⸗ 
ſten gaben, las Herr Ottenſoſer eines der ſtürmiſchſten 
Gedichte von Georg Herwegh vor. Der General nahm 
auch an dieſer Vorleſung, welcher von einem Theil der 
Anweſenden reicher Beifall watd, bis zu Ende Antheil. 
— In der „Locomotive“ verſichern die Deputirten 
der Freiſchaar, welche die Adreſſe derſelben an Be 
neral v. Wrangel zu übeſbringen beauftragt waren, 
derſelbe habe wit die in den hieſigen Zeitungen feiner 
Zeit mitgetheilte Erwiderung gegeben, vielmehr wörtlich 
geäußert: „Kämpfen Sie für die Republik, ſo find 
Sie meine Feinde, wollen Sie ſich hingegen um une 
ſern König ſchaaren, fo bin ich Ihr Freund.“ 
Ludwig b. Mieroslaw ski ſoll ſich allerdings kürz⸗ 
lich hier befunden, fpäterhim jedoch ſich nach Gali⸗ 
zien begeben haben. — In den Miniſterien der Ju⸗ 
fig und des Innern iſt in Beziehung auf das Ge⸗ 
fängnißweſen beſchloſſen, von der Einführung des 
penſylvaniſchen Syſtems, die unter der fehern 
Regierung bezweckt wurde, abzuſtehen Das im 
Sinne dieſes Syſtems eingerichtete Strafgefängniß bei 
Moabit ſoll zur Aufbewahrung der jetzt in den Ge 
ängniſſen der Haus⸗ und Stadtvoigtei detinirten Uns 
terſuchungsgefangenen verwendet, auch das Kriminal⸗ 
at dorthin verlegt werden. Die weite Entfernmn 
ieſes Gebäudes von der Stadt dürfte die Oeffen 

keit der Gerichtsverhandlungen leicht auf eine bedenk⸗ 
liche Weiſe illudiren. — Die im Mai d. J. von den 
Stadtbehörden ausgeſchriebene Einkommenſteuer 
durch Seldſtabſchätzuang hat ein ſehr unbeftiedigendis 
Refultat ergeben. Der biehernge Ertrag Beruf 
nut auf die Summe von 112,127 Thlr. — 3 
Geburtstage des Königs (18. Okt.) werden 
ſeitig Vorbereitungen getroffen. Namentlich iſt man 


7 


in der Bürgerwehr gegenwärtig mit der Frage: ob 


und iwie diefe ſich an der Feier betheilſgen ſolle, be⸗ 
ſchaftigt. Auf den öffentlichen Aufruf des Teltower 
Bauernvereins zu einer patriotiſchen Demonſtration er⸗ 


klärt der konſtitutionelle Verein für das Oſthavelland 


zu Nauen, er wolle „überall von unſeren Bergen und 
Höhen Feuerzeichen zum Himmel emporkodern laſſen.“ 
— Das jetzt zu Ende berathene Bürgerwehrgeſetz 
hat bereits lebhafte Demonſtrationen hervorgerufen. 
Der demokratiſche Bürgerwehr⸗Verein hat folgende 
Proklamation an die Ecken ſchlagen laſſen: „Män⸗ 
ner Berlins! Dem Vaterlande droht Gefahr! 
Ein Bürgerwehrgeſetz, Freiheit und Recht vernichtend, 
ſoll uns aufgedrungen werden. Eure Brüder in Pots⸗ 
dam, Breslau, Köln und vielen anderen Städten er⸗ 
hoben bereits ihre Stimmen gegen dieſes Attentat auf 
die Freiheit, — aber eine Euch bekannte Majorität in 
der Nationalverſammlung wollte hier nicht hören! — 
Brüder! die Gefahr iſt heute größer, als bei dem Stein⸗ 
ſchen Beſchluß! Auf, ſchaaret Euch um Eure Führer und 
rufet jenen Männern, denen Volkswohl und Freiheit ein lee⸗ 
rer Schall iſt, Euer donnerndes Veto entgegen. 


Dringt man uns dennoch dieſes Geſetz auf, zwingt 


man uns alſo zu einem Kampfe, nun — wir ſind 
gerüſtet und bereit, für die Rechte und Freiheiten des 
Volkes zu ſtehen und zu fallen.“ — — Vor dem 
Schauſpielhauſe auf dem Gensdarmenmarkt, und, wie 
wir hören, auch auf dem Alexanderplatz follen ſich 
zahlreiche Maſſen mit der Abſicht verſammelt haben, 
den Geſetzentwurf öffentlich zu verbrennen. Auch um 
das Zeughaus drängen ſich dichte Gruppen. Wie ver⸗ 
lautet, werden dort Waffen und Munition, namentlich 
auf Kähne verladen. Die Bürgerwehr wird 
allarmirt. Die Bürgerſignale ſchallen in dieſem Au⸗ 
genblick (Nachmittag 4 Uhr) in allen Bezirken. 
it + Berlin, 6. Oktober. [Ein demokrati⸗ 
ſcher Verein deutſcher Abgeordneter. — Das 
Bürgerwehr⸗Geſetz verbrannt. — Kanonen.) 
Schon vor mehreren Tagen deutete ich Ihnen an, daß 
die Demokratie nach der Wendung der Dinge in Frank⸗ 
furt ihre Blicke auf Berlin als ihren letzten Hort ge: 
richtet hätte. Geſtern ſodann ſchrieb ich Ihnen, daß 
man Hand an's Werk legen werde, dem demokratiſchen 
Bewußtſein Deutſchlands in Berlin einen Centralpunkt 
zu ſchaffen und heute ſchon kann ich Ihnen mittheilen, 
daß der erſte Schritt hierzu gethan worden. Die ge⸗ 
ſtern angekommene Deputation der ſächſiſchen Linken 
feht aus drei Mitgliedern. Sie hat im Namen der 
ſächſiſchen Demokratie mit der hieſigen Linken unter⸗ 
handelt und es iſt beſchloſſen worden, einen Aufruf an 
die demokratiſchen Deputirten aller deutſchen Staaten 
mit Einſchluß der Paulskirche zu erlaſſen, worin dieſel⸗ 
ben aufgefordert werden, l N 1 
Kongreß hier einzutreffen. Es iſt ſofort eine Kommiſ⸗ 
ſion ernannt worden, welche das Nähere veranlaſſen 
wird. Ich darf Sie nicht erſt auf die lob heilbringen⸗ 
de?) Bedentſamkeit dieſes Schrittes aufmerkſam machen. 
Die Oppoſition gegen Frankfurt nimmt an Bitterkeit 
und Leidenſchaftlichkeit zu. — Eine Aufforderung der 
en demokratiſchen Vereine an die gleichgeſinnten 
ereine Deutſchlands, allen volksfeindlichen Deputirten 
in Frankfurt das Mandat zu entziehen, wird morgen 
oder übermorgen erſcheinen. — Wie haben heute Nach⸗ 
mittag leider wieder einen Krawall der allerunnütze⸗ 
en Art gehabt. um 2 Uhr verſammelte ſich, weiß 
Phe auf welche Veranlaſſung, auf dem Alexanderplatz 
eine große Menge, Menſchen. Daſelbſt wurde nun 
einem Eſel das Bürgerwehrgeſetz an den Schweif ger 
bunden und nun ging's in Prozeſſion unter Vortra⸗ 
gung mehrerer preußiſcher Fähnchen nach dem Gendar⸗ 
markt, wo das Geſetz nebſt Fähnchen verbrannt 
wurde. Es kam dabei zu unbedeutenden Konflikten 
mit der Bürgerwehr. Im Ganzen war das wieder 
ein reiner, müthwilliger Bubenſtreich. — Heute Mor: 
gen wurden wieder an 40 Geſchützröhren aus dem Zeug 
hauſe in Kähne verladen. Es hatte ſich viel Volk 
verſammelt, das allerlei Vermuthungen über den Zweck 
dieſes Kanonen⸗Transports aufſtellte. 

Potsdam, 4. Okt. [Eine Soldaten ⸗Prü⸗ 
gelei.] Als geſtern Abend im politiſchen Verein Major 
1 7 905 dem Artillerie⸗Lieutenant von der Goltz 

egen ihn erhobenen gehäſſigen Beſchuldigungen als un: 
Eb. nachwies, drangen ik einem Male auf. das 
ignal mehrerer in der Verſammlung anweſenden Garde 

du Corps ungefähr 60 Soldaten dieſes Regiments, 
welche mit Dolchen, Meſſern, Hämmern, Ofeneiſen 
und Schemmelbeinen bewaffnet waren, in den Saal 
und ſtürzten auf die dort kuhig Verſammelten los. 
Viele Verwundungen erfolgten. Es waren im Klubb 
cirea 300 Soldaten, darunter vielleicht 70 Küraſſiere 
en. Der Ruf erſcholl; e vor,“ und dieſe 


am 18. Oktober zu einem 


— 2491 — 


Haus beſetzte. Daß es unſerer Bürgerwehr nicht an 
Kourage mangelt, hat ſie geſtern Abend bewieſen, denn 
einige 40 ſich verzweifelt wehrende Garde du Corps 
wurden als Gefangene zuerſt nach dem Rathhauſe und 
dann nach der Schloßwache gebracht. Das Volk war 
ſo erbittert auf die Garde du Corps, daß die Bürger⸗ 
wehr tro aller Mühe es nicht wehren konnte, daß 
einzelne Gefangene mißhandelt wurden und hätte man 
dem Volke den Willen gelaſſen, ſo möchten wohl einige 
Garde du Corps ihre Unthaten mit dem Leben haben 
büßen müſſen. Der Oberft des Regiments und der 
Stadtkommandant haben eine ſtrenge Unterſuchung und 
Beſtrafung der Schuldigen verſprochen. (3. H.) 
Breslau, 6. Oktober. (Berichtigung.] In 
Bezug auf einen aus der Köln, Zeitung in unſer Blatt 
übergegangenen Artikel aus Königsberg vom 22. Sep⸗ 
tember, worin u. A. die Mittheilung enthalten war, 


daß den Soldaten von dem Major André verboten 


worden ſei, ſich an Klubbs und Volksverſammlungen 
zu betheiligen, iſt uns ein Schreiben des genannten 


Hrn, Majors mit einer Erklärung, unterſchrieben: „die 
Unteroffiziere und Soldaten des Iten Bataillons Zten 
Infanterie⸗Regiment“, zugegangen, worin dieſe ange⸗ 
zogene Angabe als unwahr erklärt wird. 


Poſen, 1. Oktober. [Lehrerverſammlung.) 


Nach dem Vorgange anderer Provinzen iſt heute auch 
hier eine Gymnaſial⸗ und Realſchullehrer⸗Verſammlung 


zuſammengetreten, zu welcher ſich außer den hieſigen 
Gymnaſial⸗Lehrern noch Deputirte der Gymnaſien von 
Liſſa, Bromberg, Trzemeszuno und der Realſchule von 
Meſeritz eingefunden haben. Die Verſammlung hält 
heute und morgen ihre Sitzungen im großen Saal des 
Friedrich⸗Wilhelm⸗Gymnaſiums. (Poſen.⸗Z.) 

e ut land. 


O Frankfurt a. M., 3. Oketbr. (90 ſte öf⸗ 


fentliche Sitzung der deutſchen Reichsver⸗ 
ſammlung.] Tagesordnung: 1) Berathung 
über den Artikel VII. ö 27, 28 und 29; 2), Er⸗ 
ſatzwahl eines Schriftführers. — Nach Geneh⸗ 
migung des Protokolles fordert der Präſident v. Ga⸗ 

ern den geſtern abweſenden zweiten Vicepräſidenten 
Riether aus Hamburg auf, ſeinen Sitz neben ihm 
einzunehmen. Rießer dankt in wohlerwogenen Wor⸗ 
ten für die Ehre und das Vertrauen, das ihm durch 
dieſe Wahl zu Theil geworden. Hierauf werden von 
dem Präſidenten die eingegangenen freiwilligen Bei⸗ 
träge für die deutſche Flotte verleſen, unter denen 
820 Thlr. aus der Grafſchaft Schaumburg (kurheſſ. 
Antheils), 71 Fl. 30 Kr. aus Neckar⸗Gmünd, 120 Fl. 
aus der fränkiſchen Schweiz ꝛc. In einer Adreſſe ſtel⸗ 
len die Schiffer von der Unterweſer 1260 Fl. zur Dis⸗ 
poſition der Centralgewalt zur Errichtung der deutſchen 
Flotte. Mehrere Anträge kommen zur Diskuſſion, die 


die Abänderung des § 42 der Geſchäftsordnung bean⸗ 


tragen; die Dringlichkeit derſelben wird verworfen und 
fies werden dem Ausſchuſſe überwieſen. Venedey 
ſpricht über das Recht der Minorität, einen Antrag, 


deſſen Dringlichkeit verworfen wird, immer wieder zu 


bringen. Er weiſt auf O'Connell's Beiſpiel hin, der 
im engliſchen Unterhauſe einen Antrag zwei⸗ und drei⸗ 
mal in das Haus brachte, um die Majorität zu nö⸗ 
thigen, ſich den Antrag beſſer zu überlegen. — Hier⸗ 
auf wird zur Tagesordnung (Grundrechte) geſchritten. 
Nachdem Moritz Mohl bezüglich der 68 27, 28 und 
29 gegen den Antrag des volkswirthſchaftlichen Aus⸗ 
ſchuſſes geſprochen, ergreift der Abg. Schneer zur 
Unterſtützung ſeines Amendements das Wort und äußert 
u. A.: Wenn die Patrimonialgerichte fallen ſollen und 
gefallen ſind, ſo ſehe er keinen Grund ein, warum die 
Abgaben, die zur Erhaltung eines ſolchen Inſtituts be⸗ 
zahlt wurden, nicht aufgehoben werden ſollen. Ziegert 
aus Minden: Das Jagdrecht habe eine ſonderbare 
Rolle bisher gefpielt, und bringe einen tiefen Groll in 
die bürgerlichen Verhältniſſe durch die Bevotzugung der 
großen Grundbeſitzer und die des Adels. Er hebe blos 
eine nachtheilige Folge bei der Entſchaͤdigung hervor, 
die Proceſſe. Eine Entſchädigung zu geben, ſei nicht 
praktiſch durchführbar. Wenn auch Einzelne Opfer 
bringen müßten, fo geſchähe es, um den ganzen Staat 
zu retten. Er beantrage daher die Aufhebung der 
allerdrückendſten der Feudallaſten, nämlich 
des Jagdrechtes, ohne Entſchädigung. Wade: 
muth aus Hannover ſpricht gegen die Faſſung des 
volkwirthſchaftlichen Ausſchußantrags. v. Trützſchler: 
Perſönliche Leiſtungen wären unbedingt aufzuheben; 
hingegen ſoll man kein Privatrecht beeinträchtigen. Das 
ganze Verhältniß der Feudalbefugniſſe löſe ſich auf, 
weil der Staatsorganismus umgeſtaltet werde. Er 
ſtimmt deßwegen im Weſentlichen mit dem Antrage 
des volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſes überein, behält 
fi) aber einige Punkte bevor. v. Vincke: Die ges 
lehrten Herren des Verfaſſungsausſchuſſes machten es wie 
die Penelope, was ſie am Morgen gegeben haben, nehmen 
fie am Abend wieder. Nach § 20 könne eine Enteig⸗ 
nung nut en Grund eines Geſetzes und nach vorgän⸗ 
P gerechter Entſchädigung vorgenommen werden. 
die Hoheitsrechte, das Jagdrecht fei auch ein 19955 
tum. Es ſei ein Ausſluß des alten germanischen 
Eigenthums. Man könne das poſitive Recht, wer 
es auch ſchon 400 bis 500 Jahre beſtehe, nicht beein⸗ 


wenn 


trächtigen. Es wäre eine große Unbilligkeit. Die Stadt 
Weſel habe in einer Petition dargethan, daß ſie durch 
Aufhebung des Jagdrechtes einen Schaden von 3000 
bis 4000 Thlr. habe. Ihr Jagdrecht umfaſſe 16 Qua⸗ 
dratſtunden, und die Einnahme des Rechtes habe der 
Kommunalkaſſe obige Summe eingebracht. Die hohe 
Verſammlung habe ſchon bezüglich der Parzellitung des 
Grundeigenthums ein Geſetz erlaſſen, worin den Ein⸗ 
zelnſtaaten die bezügliche Geſetzvermittelung überlaſſen 
iſt; die Popularität dieſes Beſchluſſes hade die hohe 
Verſammlung für ſich, und die Schwierigkeit der Aus⸗ 
führung überlaſſe fie den Einzelſtaaten. Die Verſammlung 
ſolle daher nicht die definitive Aufhebung beſchließen, ſondern 
die Modalitäten hinſichtlich der Entſchädigung den Einzel⸗ 
ſtaaten überlaſſen. Er unterſtütze das Amendement Schneers, 
welches lautet: „Alleübrigen, unzweifelhaft auf Grund und 
Boden haftenden Abgaben und Leiſtungen, desgleichen nutz⸗ 
bare Privilegien oder Gerechtigkeiten find abzulöſen. 
Die näheren Beſtimmungen über die Art der Ablöſung 
bleiben den Geſetzgebungen der einzelnen Staaten über⸗ 
laſſen.“ Es könne, fährt v. Vincke fort, von einer 
Aenderung des Staatsorganismus keine Rede ſein, er 
kenne keine ſolchen Werhältniffe, die eine ſolche Umän⸗ 
derung (wie ein Redner behauptet habe) weſentlich er⸗ 
forderten. Das, was man beſitze, könne ohne gerechte 
Entſchädigung nicht genommen werden. Man nannte 
das moraliſch, er könne dieſe Maßregel nur unmoraliſch 
nennen. Er bezieht ſich auf jenen großen Staatsmann 
der franzöſiſchen Revolution, für den jene Herren (auf 
die Linke deutend) ſo viel Sympathien haben, der ge⸗ 
ſagt habe: Wollen Sie frei ſein, ſo ſind Sie erſt ge⸗ 


recht (Bravo)! Der Redner vergleicht am Schluſſe 


feiner Rede den volkswirthſchaftlichen Ausſchuß mit dem 
heiligen Krispin, der den Reichen das Leder ſtahl, 
und den Armen Schuhe davon gemacht habe! (An⸗ 
haltender Beifall.) Freudentheil (im Prediger⸗ 
ton): Das Jagdrecht ſei ein Nachtſtück in der Ge⸗ 
ſchichte. Nicht das Eigenthum allein ſei beeinträchtigt, 
aus dem Verbote ſeien auch entſetzliche Verbrechen ent⸗ 
ſtanden. Durch die Jagddienſte aber wurde 
der Menſch gar zum Hunde herabgewürdigt. 


(Beifall). Wichmann ſpricht für den Verbeſſe⸗ 


rungsantrag Schneer's. Rheinwald von Tuttlingen 
ebenfalls, die Entſchädigung ſolle den Einzelſtaaten 
überlaſſen werden nach einer feſtgeſetzten Norm, über 
welche dieſe nicht hinausgehen dürften. Schlöffel 
aus Halbendorf: Die Feudalrechte ſtammten aus 
dem Mittelalter, aus der Zeit der Barbarei, wo die 
Fauſt das Recht, und das Brauchen derſelben eine 
Tugend war! Die Majorität habe immer feſtgehalten 
an ihren Lieblingsprinzipien und thue es auch jetzt. 
(Beifall.) Mehrere Redner hätten ſich auf das hi⸗ 
ſtoriſche Recht bezogen, ſo auch Herr v. Vincke; er 
müſſe es aber einen Unſinn nennen. Revolutionärer 
Schwindel — wie er uns vorgeworfen wird — iſt 
blos eine zeitgemäße Maßregel, die wir doch mehr in 
der Gewalt haben, als uns das Miniſterium mit 
ſammt feinem Belagetungszuſtand und feinen Bajon⸗ 
netten. Herr v. Binde ſpräche von Paffion, darum 
ſei es ja keine Verletzung des Rechts, wenn der Bauer 
einen Hafen ſchöſſe und ihn eſſe — der Mann habe 
ja bloß eine Paffion! (Gelächtet.) Im Polizeiſtaat, 
ſagt man, ſei die Willkür die Herrſcherin geweſeh. 
M. H.! Wenn das wahr iſt, fo. ift die Revolution 
gerechtfertigt. (Beifall.) Und ich nehme keinen An⸗ 
ſtand, mich der Revolution anzuſchließen (ſtürmiſcher 
Beifall)! Der Mangel an Kultur habe den armen 
Bauer verhindert, ſich Beſitz zu erwerben, wozu ſchlechte 
politiſche Inſtitutionen, ſchlechte Volksbildung beitrugen. 
Jetzt ſei ein politiſches Bewußtſein im Volke erwacht, 
es ſei ſeiner Rechte ſich bewußt, und wenn man ihn 
dieſe verweigere, könne es zu anderen Mitteln Ka 
als das der Petition. Er ſelbſt verliere bei der Auf⸗ 
hebung ſehr viel, doch bringe er das Opfer gern. Be⸗ 
antragt ohne Entfhädigung die Aufhebung 
aller Feudallaſten. M. H. Täuſchen wir uns 
nicht, retten wir unſere Brüder, ehe ſie ſich ſelbſt ret⸗ 
ten! Der Löwe ſchläft nicht, er ruht nur und fein Ex⸗ 
wachen könnte von ſchrecklichen Folgen fein, (An hal⸗ 
tender Beifall) ll Rößler aus Oels: Fit Sie Auf: 
hebung ohne Entſchädigung. Der Bauernkrieg ſtehe 
vor der Thüre — ‚Hannibal ante portast! blauer 
aus Oeſterreich fpricht gegen die Ablöſung von 
Zehnten und für die Aufhebung derſelben; über: 
haupt spricht ſich dieſer Redner in einer ſchön gehaltenen 
Rede für die Aufpebung aller Feudallaſten zu Gunſten 
des Bauernſtandes aus. Plachner gegen die Auf: 
hebung ohne e Er widerlegt den Abg. 
v. Trüßzſchler, nach deſſen aufgeſtelltem Prinzipe man 
den Kommunismus anbahnen würde. Nachdem noch 
Mittermaier, Lerte dc geſprochen, wird der Schluß 
der Oiskuſſſon über 89 27, 28 und 29 angenommen 
Die Abſtimmung mußte aber bis zum Donnerſtag ve 
ſchoben werden, da der Präsident v. Gagern die 
Sigung verlaſſen (Hr. Simſon präfidirt) und beyüg⸗ 
Bi N mitgenommen babe. ö ut 
wird Hr. v. Maltzahn als Schriftfü tfüh r verkündet 
mit 210 Stimmen. b 5 R 2 mr 

(Auch nicht übel!) Der Allg. tg. ſchreibt 
man aus Frankfurt: Die Miniſter haben, um ſich 
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deutſchen Volkswehr. e 
a) aus dem erſten Heerbann (bereites Heer), b) aus dem 
eerbann (Landwehr erſten Aufgebot), e) aus dem 


in jeder bedeutenden Frage, die von ihnen an⸗ 
geregt wird, die Majorität zu ſichern, den drei Frak⸗ 
tionen der Rechten und auch der Geſellſchaft, 
welche, als der „Würtemberger Hof“ bezeichnet, ein 
mehr rechtes als linkes Centrum bildet, den Wunſch 
ausgeſprochen, daß jede Geſellſchaft zwei aus ihrer 
Mitte beſtelle, um ſich im vorweg über ſolche Fragen 
mit dem Miniſterium zu verſtändigen. „Wir hoffen, 
fügt der Korreſpondent der A. Z. bei, daß die Mit⸗ 
glieder vom Würtemberger Hof auf dieſen Wunſch 
ſich nicht einlaſſen werden, da wirklich nicht einzuſehen 
iſt, wie eine Repräſentation des Volkes mit einer der⸗ 
artigen Vereinbarung beſtehen kann. Nur dadurch, 
daß die Mitglieder vom Würtemberger Hof beitreten, 
kann das Miniſterium ſeinen Zweck vollſtändig er⸗ 
reichen.“ 

(Der Entwurf zu einem Geſetze über die deut⸗ 
ſche Wehrverfaſſung) iſt in dieſen Tagen von Seiten 
des Wehrausſchuſſes an die Mitglieder der deutſchen Na!ios 
nalverſammlung vertheilt worden, Er umfaßt in 17 Artt⸗ 
Tan 86 Paragraphen und wir wollen verſuchen, den Haupt: 
inhalt derſelben in gedrängter Kürze wiederzugeben. Art. I. 
18.) umfang der Befugniſſe der Centralge⸗ 
walt. Die Heere und Heerabtheilungen der größern deut⸗ 
ſchen Staaten bilden ſelbſtſtändige Theile der geſammten 
deutſchen Volkswehr. Die kleineren Staaten, die weniger 
als 5000 Mann Kontingent ſtellen, werden entweder in ſich 
in größere Ganze verſchmolzen, welche unter unmittelbarer 
Leitung der Centratgewalt ſtehen, oder einem angrenzenden 
größern Staat angeſchloſſen. Die geſammte deutſche Land: 
und Seemacht ſteht unter der obern Leitung und Auſſicht der 
Centraigewalt. Den Befehl über die einzelnen Theile führt 
dieſelbe im Frieden nur mittelbar durch die Landesregierun⸗ 
gen; ſie kann jedoch, wenn ſie es für das Gemeinwohl er⸗ 
forderlich erachtet, auch im Frieden einen größern oder ge⸗ 
ringern Theil der Truppen unter ihren unmittelbaren Be⸗ 
fehl vehmen. Ueber die allgemeine Vertheilung, Dislokation 
der Truppen im Frieden entſcheidet die Centralgewalt, fo 
welt dabei nach ihrem Ermeſſen die Sicherheit des Reichs in 
Frage kommt. Für den Krieg und im Kriege hat ſie die 
unmittelbare und ausſchließliche Verfügung über die ge⸗ 
ſammte deutſche Wehrkraft. Die Beſetzung der Befehlsha⸗ 
berſtellen und die Ernennung der Offiziere bleibt den Lon⸗ 
desregierungen überlaſſen; nur für vereinigte Kontingente 
mehrerer Staaten ernennt die Centralgewalt unmittelbar 
die Befehlshaber. Für den Krieg ernennt fie die komman⸗ 


direnden Generale der verſchiedenen Armeen und ſelbſtſtändi⸗ 


gen Corps, ſowie das Perfonal der Hauptquartiere. — 
Art. II. (J 9—15.) Allgemeine Verpflichtung zum 
Wehrdienſte. Das dentſche Heer wird nur aus Deut⸗ 
ſchen gebildet und nur Deutſche können in demſelben Be⸗ 
ſehlspaberftelen bekleiden. Jeder Deutſche iſt mit Vollen⸗ 
dung des 20ſten Lebensjahres zum Wehrdienſt und zur Ver⸗ 
theidiguug des Vaterlandes verpflichtet. Die Wehrpflicht 


sift eine ſtreng perſönliche. Stellvertretung findet nicht ſtatt. 


Gänzliche Befreiung vom Wehrdienſt iſt nur zuläſſig für 
die Mitglieder der regierenden Familien und für die Mit: 


glieder und Nachkommen der jetzt in Deutſchland lebenden 
* 


welche nach ihren jetzigen Religionsgeſetzen keinen 
ehrdienſt leiſten können. Zeitweiſe Befreiungen vom Wehr: 
dienſte können eintreten, mit Rückſicht auf Familienwohl, 


Gewerbe, Gemeinde: und Staatsdienſt. Alle verfügbaren 
Wehrpflichtigen werden auch wirklich eingereiht und ausge: 


bildet. — Art. III. (F 16—21.) Zuſammenſetzung der 
Die deutſche Volkswehr beſteht 


weiten 
brüten eerbann (Landwehr zweiten Aufgebots), d) aus 
dem vierten Heerbann (Bürgerwehr und Landſturm). Der 
erſt e Heerbann hat im — Beſatzungsdienſte zuf leiſten 
und als allgemeine Waffenſchule für die ganze Nation zu 
dienen, für außerordentliche Verhältniſſe aber und für den 
Krieg die zunächſt bereite Streitkraft zu bilden. Er umfaßt 
die fünf Altersklaſſen vom 21. bis zum vollendeten 25. Lebens⸗ 


jahre. Der zweite Heerbann wird in der Regel im Frie⸗ 


den nur zu den nothwendigen Uebungen verſammelt; bei 
außerordentlichen Verhältniſſen aber und im Krieg iſt er er⸗ 
forderlichen Falls auch in ſeiner ganzen Stärke wie der erſte 
Heerb verwendbar. Er umfaßt die ſieben Altersklaſſen 
vom 26. bis zum vollendeten 32. Lebensjahre. Der dritte 
Heerbann wird nur im Kriege nach Bedürfniß verſammelt, 
um innerhalb der Grenzen des Vaterlandes zum Feſtungs⸗ 
und innern Sicherheitsdienſt verwendet zu werden. Er um: 
faßt die ſieben Altersklaſſen vom 33. bis vollendeten 39. 
Lebensjahre. Zum vierten Heerbann iſt die ganze nicht 
in den drei erſten Heerbannen waffenfähige Bevölkerung 
bis zum 50. Lebensjahre verpflichtet. Seine Beſtimmung 
iſt im Frieden vorzugsweiſe die Erhaltung der Ordnung 
und Sicherheit; außerdem tritt er nur bei erfolgtem feind⸗ 
lichen Einfall oder in denjenigen Landestheilen in Wirkſam⸗ 
keit, welche mit einem ſolchen unmittelbar bedroht ſind. Im 
Frieden findet ein uebertritt von einem. Heerbann in den 
andern nicht ſtatt. — Art. IV. ( 2228.) Dienſt⸗ 
(uebungs⸗) Zeit bei der Fahne im Frieden. Die Dienſt⸗ 
zeit bei der Fahne im Frieden beträgt 1) beim erſten Heer⸗ 
banne ⸗) bei der Infanterie einschließlich der Scharſſchüden 
höchſtens 1% Jahre, wovon wenigſtens ſechs Monate ohne 
Unterbrechung zur erſten Ausbildung zu verwenden ſind. 
b) Bei der Reiterei und Artillerie zur erſten Ausbildung 
wenigſtens zwei Jahre, im Ganzen höͤchſtens drei Jahre. 
e) Für die Genietruppen wird eine fortlaufende 2 jährige 
Bienſtzeit beſtimmt, nach welcher keine Einberufung mehr 

attfindet. Eine Ausgleichung der verſchiedenen Dauer der 

ienſtzeit für die verſchiedenen Waffen erfolgt durch eine 
Geldentſchädigung. Junge Männer, welche ſich den Wiſſen⸗ 
ſchaften, Künſten und höhern Gewerben widmen und ihre 
Fähigkeit zu höherer Ausbildung bekunden, dürfen im Frie⸗ 
den ihre Dienſtpflicht durch eine fortlaufende einjährige 
Dienftzeit löſen. Jeder junge Mann kann nach vollendetem 
19. Jahre, bei gehöriger körperlicher Stärke, ſich zum 
Kriegsdienſt melden, wodurch er dann um eben ſo viel Jahre 
früher frei wird. Der Wehrmann des zweiten Aufgebots 
kann alle zwei Jahre zu einer TAtägigen Uebung einberufen 
werden. Außerdem find ſämmtliche Wehrmänner verpflich⸗ 
tet, ſich dei den zwei Mal im Jahre, im Frühjahr und 
Herbst, ſtattfindenden Controlverſammlungen zu ſtellen. Dies 
jenigen der Infanterie haben ferner an drei Tagen jeden 
Jahres an den in ihren Bezirken anzuordnenden Schieß⸗ 
übungen Theil zu nehmen. Beim dritten Heerbann finden 
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im Frieden nur die jährlich zweimaligen Controlverſamm⸗ 
lungen ſtatt. — Art. V. Formation der deutſchen 
Volkswehr. 529. 1) Beim 1. und 2. Heerbann. 
Bei der Infanterie, den Scharfſchützen und den Genietrup⸗ 
pen bildet das Bataillon die taktiſche Einheit, bei der Rei⸗ 
terei die Schwadron, bei der Artillerie die Batterie (Com⸗ 
pagnie). § 30. 4 bis 6 Bataillone bilden ein Infanterie⸗ 
Regiment, 4 bis 6 Schwadronen ein Reiter⸗Regiment, 4 bis 
8 Batterien eine Artillerie⸗Abtheilung. § 31. 2 bis 3 Re⸗ 
gimenter Infanterie oder Reiterei bilden eine Infanterie⸗ 
oder Reiter⸗Brigade; ebenſo 2 bis 3 Abtheilungen bei der 
Artillerie. § 32. Ein Armeekorps wird aus mehreren Bri⸗ 
gaden der verſchiedenen Waffen gebildet und ihm ſind ein⸗ 
zelne Bataillone der Scharfſchützen und Genietruppen zuzu⸗ 
theilen. § 33. Der Regel nach wird nur für die größeren 
Uebungen und im Kriege das Armeekorps in Diviſionen von 
allen Waffen mit einer Reiter: und Artillerie⸗Reſerve for⸗ 
mirt. § 34. Dies ſchließt jedoch nicht aus, daß nach 
Maßgabe der örtlichen Verhältniſſe und Bedürfniſſe auch 
ſchon für den Frieden eine bleibende Formation von größe⸗ 
ren Truppenkörpern aus gemiſchten Waffen innerhalb eines 
Armeekorps angeordnet werden kann. § 35. 2) Beim 3. 
Heerbann findet eine Formation in Regimenter u. ſ. w. 
wenigſtens im Frieden nicht ſtatt. Für den Krieg entſchei⸗ 
det das jedesmalige augenblickliche Bedürfniß. § 36. Die 
näheren Beſtimmungen über die Stärke und Formation der 
Contingente der Einzelſtaaten, über das Verhältniß der ein⸗ 
zelnen Waffengattungen in denſelben, einſchließlich Belage⸗ 
rungsparks und Pontontrains, über die Art und Zahl der 
Befehlshaberſtellen, ſo wie über die Zahl und Stellung der 
Berufs⸗Soldaten (Kapitulanten), bei dieſen Waffengattun⸗ 
gen, bleiben beſonderen Reichsgeſetzen und Verordnungen 
der Centralgewalt vorbehalteu. Als Grundſatz gilt hierbei, 
daß die Leiſtungen der Einzelſtaaten in aller Beziehung im 
Verhältniß gleichmäßig find. — Art. VI. Bewaffnung. 
$ 37. Die Bewaffnung ſoll nach den Beſtimmungen der 
Centralgewalt in dem geſammten deutſchen Heere bei den 
einzelnen Waffen: und Truppen⸗Gattungen eine und dieſelbe 
ſein; jedoch kann dies mit Rückſicht auf das beſtehende Ver⸗ 
hältniß zur Vermeidung der Koften nur allmählig zur Aus: 
führung kommen. Namentlich gilt dies auch von der Con⸗ 
ſtruktion und dem Kaliber der Schießwaffen. — Art. VII. 
Bekleidung und Ausrüſtung. § 38. Die Bekleidung 
und Ausrüſtung muß innerhalb jedes Armeekorps für die 
einzelnen Waffengattungen ganz gleichförmig ſein. § 39. 
Bei den aus Truppen mehrerer Staaten zuſammengeſetzten 
Armeekorps beſtimmt die Centralgewalt über die Bekleidung 
und Ausrüſtung mit Berückſichtigung eines allmähligen 
Uebergangs aus dem Beſtehenden zur Gleichförmigkeit. 
$ 40. Das geſammte deutſche Heer trägt als gemeinſames 
Bundeszeichen die deutſche Cocarde und an den Fahnen und 
Standarten das deutſche Band. — Art. VIII. Ex er⸗ 
zier⸗ und Dienſtreglement. 9 41. Für ſämmt⸗ 
liche deutſche Truppen gelten dieſelben Exerzier⸗ und Dienſt⸗ 
reglements, welche von der Centralgewalt aufgeſtellt wer⸗ 
den. — Art. IX. Beſtimmungen für den Uebergang 
aus dem Friedens ſtand auf den Kriegsfuß. 9 42. 
Die Centralgewalt wird ein beſonderes, für das geſammte 
deutſche Heer gültiges, Reglement aufſtellen, welches die 
erforderlichen Beſtimmungen für den möͤglichſt ſchnellen Ue⸗ 
bergang aus dem Friedensſtand auf den Kriegsfuß enthält. 
Maßgebend find die nachfolgenden Grundsätze. § 43. Bin: 
nen 6 Wochen nach erhaltenem Befehl müſſen die Truppen 
jedes Contingents an den beſtimmten Sammelpunkten voll⸗ 
ſtändig kriegsfertig bereit ſtehen können. § 44. An Waffen 
iſt vorräthig zu halten: a) eine doppelte Garnitur felddienſt⸗ 
brauchbarer, vorſchriftsmäßiger Feuergewehre für die ge⸗ 
ſammte Stärke des Contingents; b) bei der Artillerie ein 
Ztes Depotgeſchütz mit vollſtändiger Ausrüſtung auf je 2 
ausrückende Feldgeſchütze. § 45. An Munition in Material 
und fertigem Zuſtande ſind vorräthig zu halten 200 Schuß 
für jedes Infanterie, 100 Schuß für jedes Kavaleriege⸗ 
wehr, 300 für jede leichte Kanone, 200 für jede Haubitze 
und jedes ſchwere Geſchütz. § 46. An Bekleidung, Ausrü⸗ 
ſtung, Armeefuhrweſen, Lazareth⸗ und Verpflegungs⸗Einrich⸗ 
tungen ſind die Beſtände für eine volle Conti gentsſtärke 
fortwährend in Depots bereit zu halten. $ 47. Die kei: 
ſtung an Pferden im Friedensſtande wird dahin feſtgeſtellt, 
daß im Dienſt gehalten werden: a) bei der Reiterei, +, der 
Contingentsſtärke, mit Ausnahme der Staaten, wo eine Be⸗ 
urlaubung mit Pferden zuläffig iſt, in welchem die Hälfte 
der Reiterpferde im Dienſte ſein muß, die andere Hälfte mit 
den beurlaubten Mannſchaften im Lande fein kann; d) bei 
der Artillerie und ihrer Geſchützbeſpannung i der Kriegs: 
ſtärke der Geſchütze und erſten Munitionswagen. — Art. 
X. Grundſätze für die Beförderung. 9 48. Jeder 
Deutſche kann nach Maßgabe ſeiner Fähigkeiten und Leiſtun⸗ 
gen zu den höchſten militäriſchen Stellen aufrücken. Beim 
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erften Heerbann. $ 49. Die Beſtimmungen über die Be⸗ 


förderung zum unterofſizier und die dafür erforderlichen 
Bedingungen bleiben den Einzelſtaaten überlaſſen. 9 50. 
Die Beförderung zum Offizier bleibt im Frieden von einem 
beſtimmten Maße allgemeiner und kriegswiſſenſchaftlicher 
Bildung abhängig, welche in einer beſonderen Prüfung 
nachgewieſen werden muß. Auch kann die Beförderung zum 
Offizier erſt erfolgen, nachdem der Candidat, wenigſtens ein 
Jahr in den untern Stufen zur Zufriedenheit gedient hat. 
Ein von der Centralgewalt zu erlaffendes Reglement hat das Nä⸗ 
here in dieſen Beziehungen feſtzuſtellen. — § 51, Im Kriege 
entſcheiden über die Beförderung vorzugsweiſe Tapferkeit 
und die kriegeriſchen Eigenſchaften und Tugenden, welche 
nur dem Feinde gegenüber ſich geltend machen können. — 
$ 52. Die Beförderung bis zum Stabsoffizier einſchließlich 
erfolgt in der Regel nach dem Dienſtalter. — 3. Vor 
der Beförderung zum Hauptmann oder Rittmeiſter muß bei 
allen Waffen eine Prüfung abgelegt werden, über welche die 
Centralgewalt die nähern Beſtimmungen zu erlaſſen hat. — 

54. Eine Beförderung außer der Reihe kann nur für die⸗ 
jenigen erfolgen, welche von der Mehrheit des Ofſtzierkorps, 
dem ſie angehören, wenigſtens zwei Jahre hintereinander zu 
ſolcher Beförderung als geeignet bezeichnet worden ſind. — 
$ 55, Für die Beförderung außer der Reihe zum Stabsof⸗ 
ſizier! erfolgt dieſe Bezeichnung von den Hauptleuten oder 
Rittmeiſtern und den Stabsoffizieren ohne Theilnahme der 
niedern Chargen. — $ 56. Die Beförderung zu den höhern 
Stellen, den Regiments⸗Kommandeurs u. ſ. w., bleibt ohne 
Einſchränkung dem Ermeſſen der Landesregierungen, sb: 
der Centralgewalt anheimgegeben. — Beim 2. und 3. 
Heerbann. g 57. Als Grundſatz für alle Beförderung 
bis zum Befehlshaber der Kompagnie oder Schwadron aus⸗ 
ſchließlich gilt hier die Wahl durch die Wehrmänner. Dieſe 
Wahl iſt jedoch auf ſolche Perſonen beſchränkt, welche aus 
ihrer Dienſtzeit im erſten Heerbanne ſchon mit Zeugniſſen 


verſehen ſind, die ihre Befähigung zum Unteroffizier oder 
Offizier ausſprechen. — § 58. Für die Befehlshaber der 
Kompagnien und Schwadronen hat die Landesregierung, 
reſp. die Centralgewalt, das Recht der Beſtätigung. — 
§ 59. Die näheren Beſtimmungen über den Wahlmodus ſind 
durch ein Reichsgeſetz feſtzuſtellen. — § 60. Zum Bataillons⸗ 
Kommandeur werden von der Landesregierung, reſp. Cen⸗ 
tralgewalt, jedesmal 2 Perſonen dem betreffenden DOffiziers 
korps vorgeſchlagen, wovon dieſes eine auswählt. Für die 
höheren Stellen gilt auch hier die Beſtimmung des §56.— 
§ 61. Beim 4. Heerbann bleiben alle Beſtimmungen über 
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ſtaaten überlaffen. — Art, XI. Militärs unterrichts⸗ 
und Bildungsweſen. F 62. Alle einſeitig militäriſchen 
Erziehungs⸗Anſtalten find aufgehoben. — § 63. Zur Bil⸗ 
dung von Unteroffizieren werden Regiments, reſp. Abthei⸗ 
lungs⸗ und Bataillons⸗Schulen eingerichtet, in welchen die⸗ 
jenigen Perſonen, welche ſich zu einer längeren Dienſtzeit 
verpflichten, uud die Hoffaung geben, brauchbare Unterofſi⸗ 
ziere zu werden, aus Staatsmitteln die nöthige unterwei⸗ 
fung und Uebung erhalten. — § 64. Zur Bildung von 
Offizieren der Infanterie und Reiterei werden bei den 
Brigaden oder Armeekorps Unterrichts » Anftalten gegrün⸗ 
det, zu deren Beſuch Figentgen jungen Männer koſten⸗ 
frei zuzulaſſen ſind, welche die für die Beförderung 
zum Offizier erforderliche allgemeine Bildung nachwei⸗ 
ſen, und nach bereits vorausgegangener einjähriger 
Dienſtzeit auch in praktiſcher Beziehung die Erwar- 
tung geben, daß fie ſich zu brauchbaren Offizieren heranbil⸗ 
den werden. $ 65. Für die Bildung zum Ofſizier bei 
der Artillerie und den Genietruppen werden Spezialſchulen 
errichtet, für deren Beſuch dieſelben Bedingungen gelten. — 
8 66. Für das höhere militäriſche Studium werden Lehr⸗ 
ſtühle der Kriegswiſſenſchaften bei mehreren Univerſitäten 
errichtet. Unter weichen Bedingungen im Dienſt ſtehenden 
Offizieren der Beſuch dieſer univerſitäten zu geſtatten iſt, 
hat eine beſondere reglementariſche Beſtimmung feſtzuſetzen. 
— $ 67. Die obere Leitung des geſammten Militär -Unters 
richts⸗ und Bildungsweſens beruht bei der Centralgewalt. 
Die ſpezielle Aufſicht und Anordnung, nach den von der 
Centralgewalt zu erlaſſenden grundſätzlichen Beſtimmungen, 
verbleibt den betreffenden Landesregierungen. — Art. XII. 
Disziplin und Rechtspflege. $ 68. Für das geſammte 
deutſche Heer wird eine Disziplinarvorſchrift und ein Mi⸗ 
litärſtrafgeſetz von der Centralgewalt im legislativen Wege 
erlaffen. § 69. Es find dabei die nachfolgenden oe 


maßgebend: 1) Körperliche Züchtigung findet nicht ſtatt. 
2) Die Militärgerichte haben im Frieden nur über Dienſt⸗ 
vergehen und Dienſtverbrechen zu erkennen; für gemeine 
Vergehen und Verbrechen find im Frieden die gewöhnlichen 
Gerichte zuſtändig. Im Kriege haben die Militärgerichte 
die volle Strafgewalt in allen Fällen. 3) Das Verfahren 
bei den Militärgerichten iſt mündlich und öffentlich. Ueber 
Schuld oder Nichtſchuld erkennen Geſchworne. — 5.70. 
Die Ehtengerichte find abgeſchafft. — Art. XIII. Milt⸗ 
tär⸗Medizinalweſen. $ 71. Das Militär ⸗Medizinal⸗ 
weſen bleibt für die gewohnlichen Friedens verhältniſſe nach 
den von der Centralgewalt aufzuſtellenden allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen den Einzelſtaaten überlaſſen. § 72. Die noch beſte⸗ 
henden beſonderen Anſtalten zur Bildung von Militärärzten 
find aufzuheben. § 73. Militärärzte, welche auf Grund der 
beſtandenen Prüfungen zur ärztlichen Praxis befugt ſind, 
erhalten Ofſizierrang und eine dem angemeſſene Beſoldung. 
— Art. XIV. Militär⸗Adminiſtration. § 74. Die 
Militär⸗Adminiſtration, einſchließlich der Verpflegung und 
Beſoldung der Truppen, bleibt für die gewöhnlichen Frie⸗ 
densverhältniffe den Einzelſtaaten überlaſſen. § 75. 
den Krieg und überhaupt alle die Fälle, wo die Truppen auf 
Verlangen der Gentralgewalt unter ihren unmittelbaren Bes 
fehl treten, werden beſondere Geſetze und Reglements, welche 
die Centralgewalt erläßt, das Erforderliche feſtſtellen. § 76. 
Als allgemeiner Grundſatz gilt hierbei, daß für alle durch 
Verwendung von Truppen zu Bundeszwecken entſtehende 
Koſten, welche die Ausgabe im gewöhnlichen Friedens per⸗ 
hältniß überſteigen, dem geſammten Bundesſtaat zur Lal 
fallen. Art. XV. Feſtungen. § 77. Von den Feſtungen 
und fortifikatoriſchen Anlagen des Bundesſtaats wird die 
Centralgewalt diejenigen bezeichnen, über welche fie im In⸗ 
tereſſe des Bundes ſtaats die oberſte Aufſicht übernimmt. 
$ 78. Auch beſtimmt die Centralgewalt in letzter In 
über Veränderungen in den nach $ 77 bezeichneten und übe 
die Anlage neuer rare 8.79. Die hieraus t 
aus der Erhaltung der nach $ 73 bezeichneten Feſtungen 
und fortifikatoriſchen Anlagen einſchließlich des geſammten 
Materials aller Art, erwachſenden Koften, re a f 
fammten Bundesſtaat zur Laſt. Art. XVI. Grundfäpe 
über Penſionirung und Indaliden⸗Verſorgun; 
$ 80. Das Vaterland erkennt, die Verpflichtung an, hoch 
im Dienft und durch den Dienſt deſſelben, ſei es im 

oder im Kriege, zur Fortſetzung des Dienſtes und zum 
Selbſterwerb unfähig gewordenen Krieger 1470975 ienſt⸗ 
verhältniſſen angemeſſenes Auskommen lebenslänglich zu 
ſichern. F 86. Die Centralgewalt wird auf legislativem 
Wege allgemein gültige Grundfäge für die Penſtontrung und 
Invaliden⸗Verſorgung in der Art feſtſtellen, daß die Penſio⸗ 
nen nach einer beſtimmten Quote des Dienſteinkommens, 
nach der Schwere der erhaltenen Verwundung und dem 
Grade der vorhandenen Invalidität überhaupt, geregelt und 
die Kriterien für den Anſpruch auf die Penſion oder Wer: 
ſorgung ſcharf bezeichnet werden. — § 82. Für die Hinter⸗ 
laſſenen im Felde gebliebener Krieger hat das deutſche B 
terland eine beſondere fürſorgliche Verpflichtung, welche 
ebenfalls im Wege des Geſetzes durch die Centralgew 
feſtzuſtellen iſt. — $ 83. Unter den gewöhnlichen Friedens⸗ 
verhältniſſen iſt die Penſionirung und Verſorgung der ins 
valide gewordenen Militärs, nach Maßgabe der 55 80 und 
81 erwähnten geſetzlichen Beſtimmungen, Pflicht der Einzel⸗ 
ſtaaten. — $ 84. Die Penfionirung der im wi invalide 
Gewordenen, ſo wie die Verſorgung der Familien der im 
Kriege Gebliebenen, iſt Sache des gefammten Bundesſtaa⸗ 
tes. — 8 85. unfreiwillige Penſionirungen können nur nach 
den Beſtimmungen eines beſonderen Reichsgeſetzes exfo 
— Art. XVII. Marine. 5 86. Ein beſonderes .n 
die Organifation, Ergänzung u. f. w. der Marine wird 
Modifikationen der in den vorhergehenden Artikeln — * 
—— Grundſätze bei ihrer Anwendung auf die e 
eſtimmen. 7 10 
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Erſte Beilage zu N? 235 der Breslauer Zeitung. 


Sonnabend den 7. Oktober 1848. 


Freiburg, 1. Okt. (Struve. Ein Brief an 
Struve.] Der gefangene Struve iſt, um nicht zu 
Störungen der offentlichen Ruhe Anlaß zu geben, 


heute in aller Frühe nach Raſtatt abgeführt worden. 


Wir ſind in den Stand geſetzt, nachfolgend einen der 
in der Canzlei Struve's vorgefunden Briefe, nämlich 
einen ſolchen von Siegel, ehemaligen badiſchen Lieute⸗ 
nant, der ſchon unter Hecker befehligt hat, mitzutheilen. 

(Brief Siegels an Struve.) „Emmishofen 
in der Schweiz, 16. Sept. 1848. Lieber Freund! Unſere 
Angelegenheit nimmt einen guten Fortgang. Schon hat 
ſich von Konſtanz und einigen umliegenden Gemeinden 
ein Unterſtützungsausſchuß gebildet, der aber außerdem 
noch politiſche Zwecke verfolgt. In Konſtanz zählt der⸗ 
ſelbe etwa 100 Mitglieder, die abwechſelnd in der Stadt 
und auf unſerm Gebiet Sitzung halten, und woran wir 
Theil nehmen werden. Es iſt uns auf dieſe Weiſe leich⸗ 
ter, die vorgelegten Fragen zu beantworten, denn bisher 
fehlte uns die ſo nothwendige Verbindung. — Wir ha⸗ 
ben bis jetzt ſo wenig Unterſtützungsgelder erhalten, daß 
wir Dir in die Centralcaſſe noch nichts ſchicken können, 
der letzte Aufruf wird uns vielleicht mehr Gelder ver⸗ 
ſchaffen und uns möglich machen, einen Theil derſelben 
Dir zur Verfügung zu ſtellen. Was die politiſche Frage 
jenſeits des Rheins betrifft, fo wäre vor Allem noth— 
wendig, daß bei eintretendem außerordentlichen Fall die 
entſchiedenſten Männer der Linken von Frankfurt ſich 


mit Dir verbinden, ſei es auf deutſchem, franzöſiſchem 
oder Schweizer⸗Boden. 


Dieſe Männer wären etwa Itz⸗ 
ftein, Brentano, Trütſchler, Simon, Fröbel x, 
Dieſe würden eine proviſoriſche Regierung bilden für 
ſämmtliche Republikaner dieſſeits und jenſeits des Rheins. 
In einem ſogleich beim Antritt Eurer Regierung erlaſſe⸗ 
nen Manifeſte würdet Ihr in kurzen Zügen Eure For⸗ 
derungen und Zwecke auseinanderſetzen, hauptſächlich, 
weil das Geſpenſt des Communismus noch viele beängſtigt 
und ſchwankend machen würde. Ein ſolches Manifeſt, 
von Männern ausgegangen, die Vertrauen und einen 

amen haben, würde unſerer Sache eine ſchnelle und 
entſchiedene Wendung geben und ganz Deutſchland in 
Aufruhr verſetzen. Die Ratificirung des däniſchen Waf⸗ 
fenſtillſtandes gäbe zu einem Austritt der entſchiedenen Lin⸗ 
ken Gelegenheit, wo nicht, fo wird ſich bald eine andere 
finden. Dann muß aber die Vorbereitung des Ganzen 
ſchon getroffen ſein. Zu dieſem Zwecke wirſt Du gewiß 
Thon mit Itzſtein oder Fröbel — auf welchen ich am 
meiſten Vertrauen habe — in Verbindung getreten ſein; 


denn eine Anzahl von Männern, die ſich zu einer gro⸗ 


ßen Sache vereinigt haben, hat im Volke mehr Halt und 
Geltung, als die Unternehmungen Einzelner, die, ſo gut 


ſie auch gemeint find, ſtets den Vorwurf der Ufurpation 


tragen müſſen. Schiller fagt hier ganz richtig. „Größe 
für ſich allein kann wohl Bewunderung und Schrecken, 
aber nur die legale Größe Ehrfurcht und Unterwerfung 
erzwingen.“ Wenn Ihr auch nicht auf geſetzlichem, ſon⸗ 
dern auf revolutionärem Wege erſtanden wäret, ſo wäre 
Eure Vereinigung doch geeignet, Euch den Schein der 


geſetzgebenden Kraft, das Recht des Befehls zu geben. 


Eueren auf dieſe Weiſe gegebenen Decreten würde ſich 
wenigſtens ganz Süd⸗Deutſchland fügen. In den Städten 
von 
mit man ebenfalls übereinſtimmen müßte, würden gewiß 
bedeutende Unruhen entſtehen. Die Bundestruppen könn⸗ 
ten ſich nicht concentriren und ihre Vereinigung könnte 
leicht durch Angriffe auf die vereinzelten Corps vereitelt 
werden. Während deffen wäre es unfere Aufgabe, den 
Schwarzwald, Odenwald, Rheinebene in Allarm zu ſetzen. 
Die Hauptpunkte, die wir befegen müſſen, wären im 
Odenwald Eberbach und Mudau. Hier müßte ſich die 
aufrühreriſche Bevölkerung ſammeln, bei Eberbach den 
Neckar überfchreiten, ſich in das Elfenzthal werfen und 
über Sinsheim, Eppingen und Bretten gegen Pforzheim 
vordringen. Um diefe Bewegung zu begünſtigen, müſſen: 
N beiden Eiſenbahnlinien zwiſche Darmſtadt und 

zeinhein und Mannheim und Heidelberg zerſtört mer: 
den, um die Beſatzungen von Darmſtadt und Mann⸗ 
heim zu neutraliſtren. (Von Würzburg, Aſchaffenburg 
und Mainz hätten wir bei ſchneller Bewegung nichts zu 
befürchten.) 2) Pforzheim ſelbſt müßte durch die dortigen 
Arbeiter die Straße von Ludwigsburg her vertheidigen, 
eben ſo Kalw die Straße von Stuttgart. Dies wäre 
jedoch nicht nothwendig, wenn in Würktemberg ſelbſt ein 
Aufſtand vorbereitet wäre. Stuttgart und Ludwigsburg 
könnten ſich dann nicht von ihren Beſatzungen entblö⸗ 
ßen. 3) Die Eiſenbahn zwifchen Heidelberg und Karls⸗ 
ruhe muß augenblicklich unfahrbar gemacht werden. Dies 
ann von Mannheim und Karlsruhe aus geſchehen. Da⸗ 
durch iſt auch die Beſatzung von Bruchſal (1. Regiment 
Dragoner) unſchädlich, und die Verbindung der Landes⸗ 
trupprn zwiſchen Mannheim und Karlsruh, und durch 
die Beſetzung von Pforzheim auch mit Stuttgart ge⸗ 

det, ja unmöglich. Die republikaniſche Bevölkerung 
von Mannheim muß ſich zum Herrn der Stadt ma⸗ 
chen, dies kann durch Verhaftung der Hauptofſiziere in 


einer Nacht geſchehen, wa 2 
He „während welcher man die Ka⸗ 
führt, un onen, wegnümmt und fie gegen die Kaſerne 

N gleich gegen das Gebäude das Feuer rich⸗ 


Mord: und Süd⸗Deutſchland, ſowie in Wien, wos 


mann ein-, Niemand hinausgelaſſen. 
geht dann an die Bevölkerung von Rheinbaiern, worin 


ſodann bewachen (ſie müßten ſich niederlegen), während 
der andere Theil in die Kaſerne dringt, und Waffen mit 
Munition, Kleidung ꝛc. in Beſitz nimmt. Hat ſich die 
Beſatzung in das Zeughaus geflüchtet, ſo muß auf gleiche 
Weiſe verfahren werden. n der gleichen Zeit werden 
die Hauptbeamten, Bürgermeiſter ꝛc. verhaftet, und iſt 
man Herr der Stadt, fümmtliche Thore beſetzt, Jeder⸗ 
Ein Manifeſt er⸗ 


ſie aufgefordert wird, den ſiegreichen Bewohnern von 
Mannheim zu Hülfe zu eilen. Deshalb muß auch fo: 
gleich Ludwigshafen beſetzt werden, um ihren Uebergang 
zu ſichern. Landau kann wegen Metz, woher es bedroht 
iſt, nicht ſich entblößen. in gleiches Manifeſt ergeht 
an die Republikaner nach Weinheim, Ladenburg und Hei⸗ 
delberg. Auf ſolche Weiſe können in Mannheim in 1 bis 
2 Tagen 10,000 Mann verſammelt werden, während 
welcher Zeit die Bewegung vom Odenwald her ge: 
gen Pforzheim Karlsruhe bedroht. Auf dieſe Weiſe iſt 
der Hauptzweck im Unterland erreicht, nämlich die Herr⸗ 
ſchaft über die Hauptſtadt des Unterlandes, die Republi⸗ 
kaniſirung des Odenwaldes und die Bereitſchaft einer 
ziemlich großen Kriegskraft. Die Bevölkerung der Jaxt 
(Jaxhauſen ꝛc.) geht im Jaxtthale abwärts, bei Jaxtfeld 
über Gundelsheim nach Neckarelz, Mosbach, wohin auch 
die Bevölkerung von Adelsheim ſich wenden muß. So 
haben wir alſo Mannheim mit Mosbach als Haupt: 
punkte und Sammelplätze, und eine Bewegung gegen 
Karlsruhe (Pforzheim) um die dortige Beſatzung im 
Zaum zu halten. Mannheim wird nun zum Sitz der 
Regierung erklärt, und das Heer, welches ſich gegen Bret— 
ten und Pforzheim in Bewegung geſetzt hat, wird, je nach⸗ 
dem entweder Karlsruhe und Pforzheim ſchon in Feindes⸗ 
händen ſind, oder nicht, entweder den Rückmarſch nach 
Mosbach oder Mannheim antreten oder Karlsruhe be⸗ 
ſetzen, oder über Pforzheim, Neuenbürg, Schwan 
und Herrenalb nach Gernsbach vordringen, um nun 
im Murgthale aufwärts ſich zu bewegen. Unter⸗ 
deſſen wird Mannheim und Mosbach inner- und außer⸗ 
halb in Verthigungszuſtand verſetzt, und alle umliegen⸗ 
den Ortſchaften aufgeboten. Durch den Beſitz von 
Mannheim und Mosbach iſt zwiſchen dieſen beiden 
Städten die Verbindung geſichert, und wir ſtehen bereit, 
gegen Heilbronn und Stuttgart im günſtigen Falle vor⸗ 
zudringen. Mannheim kann durch ſeine günſtige Lage 
zwiſchen 2 Flüſſen und ehemalige Befeſtigung, Mosbach 
durch ſeine Lage im Gebirge ſchon eine Zeitlang gegen 
Angriffe gehalten werden, und darum iſt es uns ja haupt⸗ 
ſächlich zu thun. Zu dieſer Operation im Unterland 
wären 3 — 4 entſchiedene Männer als Colonnenführer 
nöthig, nämlich für Mannheim, Mosbach und die Co: 
lonnen gegen Pforzheim. Während dies im Unterland 
vorgeht, muß in Uebereinſtimmung der Seekreis und 
Oberrheinkreis ſeine Anſtalten treffen. Als Hauptpunkte 
ſind hier ins Auge zu faſſen: die Alexanderſchanze auf 
dem Knibis, Offenburg, das Schappacherthal gegen 
Freudenſtadt, Freiburg, Lörrach, Donaueſchingen und 
Conſtanz. Ueber das Nähere in meinem nächſten Briefe. 
Mit den Herren Phariſäern und Intriguanten wird es 
nun bald ein Ende nehmen, denn ſie haben an Hecker 
ihren Haltpunkt verloren, und von ſeinem Nachruhm, 
den ſie an ſich zu reißen ſuchten, werden ſie auch nicht 
lange leben können. Kaiſer iſt ſogleich nach Deiner Ab⸗ 
reiſe von hier eingetroffen, er war auch in Donaueſchin⸗ 
gen, und verſuchte — wie hier — alles aus einander 
zu bringen. Er hat Dich beſchuldigt, Du hätteſt ſeinen 
und Katzenmeiers Namen auf die Papierſcheine geſchrie⸗ 
ben oder drucken laſſen und mit Heinzen und Lommel 
unter Heckers Namen Emiſſäre zum Aufſtand in den 
Schwarzwald geſchickt. Ich bitte Dich dringend, mir 
darüber die genaueſte Auskunft zu geben. Ebenſo bitte 
ich Dich, bei Schabelitz anzufragen, welche Bedingungen 
Hecker mit ihm gemacht habe, hinſichtlich das famöſen 
Werks, und warum mir dieſer verfluchte Krämer mein 
Manuſcript, den Aufſtand betreffend, nicht zurückgeſchickt. 

Mit herzlichem Gruß Dein F. Siegel. 

NB. 1) Laß dieſen Brief Niemand leſen. 2) Auch 


Deiner werthen Frau hat man den Vorwurf gemacht, 


ſie habe eine geheime Feindin oder vielmehr eine offene 
Freundin (Madame Müller in Karlsruhe), welche ſich 
ein Geſchäft daraus macht, Deine und unſere Angele— 
genheiten vor der Welt nicht verborgen zu halten. 3) 
Schicke uns noch ein Exemplar des Zuſchauers, welchen 


die Unterſt.⸗Kaſſe bezahlt. 
(Emmishofen) 00 Herrn Guftav 
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Poſtzeichen. 

München, 1. Okt. [Breilaffung der De: 
mokraten.] Die geſtern erwähnten Gerüchte bezüg⸗ 
lich der Freilaſſung der am 27. d. verhafteten Ko⸗ 
mite-Mitglieder des „demokratiſchen Vereins“ find ge⸗ 


ſtern Abend in Erfüllung gegangen. Gegen 6 Uhr 


Struve 
Rheinfelden.“ 
. P. A. Z.) 


Abends erſchien ein Gerichtsbote des Kreis: und Stadt 


gerichts in der Frohnfeſte und überbrachte die betreffen⸗ 
den Dekrete. Kurz darauf verließen die Verhafteten 
das Gefängniß, von der vor der Frohnfeſte verſam⸗ 
melten Volksmenge mit lautem Zuruf begrüßt. Spä⸗ 


dieſelben mit zahlreichen Freunden zur Feier ihrer Ent⸗ 
laſſung verſammelt waren. (N. K.) 
Stuttgart, 1. Oktober. (Antworts-⸗Adreſſe.] 
Aus der Adreſſe der Abgeordneten-Kammer auf die 
Thronrede heben wir folgende Stelle hervor: „Auch 
wir erkennen in der deutſchen konſtituirenden National⸗ 
Verſammlung die geſetzliche Vertretung des deutſchen 
Volkes, und betrachten es mit der Regierung 
Eurer königlichen Majeſtät als eine feſtſtehende 
Pflicht aller deutſchen Stämme und Regierun⸗ 
gen, ihre Beſchlüſſe unbedingt als Geſetz auch 
da anzuerkennen, wo ſie mit den Anſichten und 
Intereſſen der Einzelnen nicht zuſammenſtimmen. 
Denn wir wiſſen, daß nur in dem feſten Zuſammen⸗ 
ſchließen der Bruderſtämme und in der Kraſt des Gan⸗ 
zen die Freiheit und Wohlfahrt der einzelnen Theile 
gedeihen kann. — Möge es den fortgeſetzten Bemü⸗ 
hungen der National-Verſammlung und der von ihr 
eingeſetzten Centralgewalt gelingen, das Wohl, die Frei⸗ 
heit und die Einheit unſeres großen deutſchen Vater⸗ 
landes bald und dauernd zu begründen. Die Verfaſ⸗ 
ſung unſeres engeren Vaterlandes ſteht in weſentlichen 
Punkten nicht mehr in Uebereinſtimmung mit dem 
Geiſte der Zeit; das demokratiſche Prinzip, wie es ſich 
durch die Macht des öffentlichen Gedankens und die 
Gewalt der Thatſachen feſtgeſtellt hat, fordert in der 
Art der Zuſammenſetzung der Volksvertretung, wie in 
der Stellung derſelben zur Regierung eine durchgrei⸗ 
fende Umbildung. Es muß fortan der Grundſatz zur 
Geltung kommen, daß das Recht und die Macht 
der Regierung in dem vernünftigen Volks⸗ 
willen ihre Quelle hat, und daß die öffentlichen An⸗ 
gelegenheiten nur nach dem von den geſetzlichen Orga⸗ 
nen des Volkes ausgeſprochenen Geſammtwillen ver⸗ 
waltet werden dürfen.“ — Seine königliche Majeſtät 
gaben hierauf folgende Erwiderung: „Meine Herren 
Abgeordneten der zweiten Kammer! Gewohnt, wäh⸗ 
rend einer 32jährigen Regierung Meine Pflichten treu 
und feſt zu erfüllen, werde Ich auch in den jetzigen 
Zeiten alle Opfer gern zu tragen wiſſen, die das wohl⸗ 
erwogene Intereſſe unſeres Vaterlandes erheiſcht und 
ſeine Wohlfahrt befördern kann. Mit Ihren aus⸗ 
geſprochenen Anſichten ſtimme Ich vollkommen 
überein, daß unſere innere Geſetzgebung und 
unſere Verfaſſung ganz in Einklang gebracht 
werden muß mit den Grundſätzen, welche die 
Nationalverſammlung in Frankfurt ausſprechen 
wird. Mögen dieſe Grundſätze ſtets auf das Recht, 
die wahren Intereſſen des gemeinſchaftlichen Vaterlan⸗ 
des und auf Mäßigung geſtützt ſein! Dieſe Meine 
Geſinnungen bitte Ich Sie der Ständeverſammlung 
mitzutheilen. (Schw. M.) 
Altenburg, 3. Oktober. [Ruhe.] Das Reichs⸗ 
militär hat heute Mittag 12 Uhr die Hauptwache un⸗ 
ſeren wachluſtigen Bürgergarden wieder überlaffen, zu: 
folge eines geſtern getroffenen, von mir unerwähnt ge⸗ 
laſſenen Uebereinkommens und eine Wache neben der 
Poſt, eine andere auf dem Rathhauſe eingerichtet. Alſo 
haben wir auf dem Markte drei Wachen. Die Ruhe 
iſt nirgends geſtört worden. Der General von Holzen⸗ 
dorf hat eine Anſprache an die Bürger erlaſſen, worin 
er ſein Benehmen durch das ihrige bedingt j 
(L. 3.) 
Eiſenach, 30. Sept. (Die allgemeine deut⸗ 
ſche Lehrerverſammlung.] Seit ehegeſtern früh 
tagte hier die erſte, aus allen Theilen Deutſchlands, 
aus Schleswig-Holſtein, wie aus Baden und Wien, 
durch Abgeordnete und Lehrer beſchickte allgemeine 
deutſche Lehrerverſammlung. Die Präſenzliſte zählte 
zuletzt 267 Theilnehmer. Die Statuten wurden in 
vorliegender Faſſung angenommen: A. Zweck des Ver⸗ 
eins. § 1. Der allgemeine deutſche Lehrerverein hat 
zum Zweck: a) Verbrüderung aller Lehrer der verſchie⸗ 
denen Schulen Deutſchlands; b) Herſtellung und Fort⸗ 
bildung eines geordneten Schul- und Erziehungswe⸗ 
ſens, zur Förderung national⸗deutſcher und religiös ⸗ſitt⸗ 
licher Volksbildung. B. Organiſation des Vereins. 
$ 2. Der Verein wird gebildet durch den Zuſammen⸗ 
tritt der Landesverefne. ($ 3.) I 3. Jeder Landesver⸗ 
ein begreift unter ſich die Lehrervereine eines Landes 
oder einer Provinz, welche durch einen Ausſchuß (Lan⸗ 
des⸗Ausſchuß) verbunden find, und hat übrigens nach 
eignem Ermeſſen ſich zu geſtalten oder zu ordnen. 
§ 4. Die allgemeinen Verſammlungen ($ 5) wahlen 
von einer Verſammlung zur andern einen Vorort, 
deffen Ausſchuß (leitender Ausſchuß) an der Spitze des 
Geſammtvereins ſteht und zunächſt nur mit den Lan⸗ 
desausſchüſſen zu verkehren hat. C. Mittel zum Zweck. 
5. In der Regel wird alljährlich eine „allgemeine 


tet; die Truppen durch plötzlichen 
: tzlichen Allarm erſchreckt, durch 
— 1 dige Ae ohne Leitung und Befehl, 
unten auf dieſe Weiſe leicht zur Kapitulirung gezwun⸗ 
gen werden. Man würde ſie ohne Waffen aus der Ka: | 
ferne gehen laſſen, durch einen Theil der Republikaner reichen Sängerchor vor den 


deutſche Lehrerverſammlung“ gehalten, über deren Zeit 
und Ort auf motivirten Vorſchlag des Bororts die 
vorhergehende Verſammlung entſcheidet und bei wel⸗ 
cher in Vereinsangelegenheiten nur die Abgeordneten 


ter wurde dann noch jedem der Befreiten vor ihren 
Wohnungen ein dreifaches Hoch gebracht, und nach 
| 8 Uhr zog ein glänzender Fackelzug mit einem zahl 
„baierifchen Hof“, wo 


abſtimmen. In dringenden Fällen bat der leitende 
Ausſchuß das Recht, ſofern die größere Hälfte der 
Landesausſchüſſe ihm beigeſtimmt, eine allgemeine Ver⸗ 
ſammlung auszuſchreiben. § 6. Eine „allgemeine 
deutſche Schulzeitung“ (II.) bildet den ſtehenden Mit⸗ 
telpunkt aller Vereins angelegenheiten. ($ 1). 87. Der 
Vorort fordert zur Deckung der nöthigen Koſten von 
Zeit zu Zeit die Mitglieder zu freiwilligen Beiträgen 
auf. Sämmtliche anweſende Lehrer erklärten damit 
und unter begeiſtertem Zurufe den allgemeinen deut⸗ 
ſchen Lehrerverein für konſtituirt, und es wurde nur 
noch über die Organiſation der Landesvereine geſpro— 
chen. Köhler aus Breslau berichtete über den bereits 
vollſtändig organiſirten ſchleſiſchen Centrallehrerverein. 
Als Vorort wurde Dresden erwählt und beſchloſſen, 
die vielleicht ſchon im Frühjahr 1849 abzuhaltende all 
gemeine Lehrerverſammlung in Nürnberg zu halten. 
In der heutigen letzten Sitzung ward mitgetheilt, daß 
der franzöſiſche Unterrichtsminiſter Carnot dem Vorort 
alle während ſeines Miniſteriums erlaſſenen Schulver— 
ordnungen ꝛc. überſandt habe. Man hatte geſtern noch 
beſchloſſen, in Beziehung auf die Gründung einer „alle 
gemein deutſchen Schulzeitung“ dem Vorort Dresden 
ein Vertrauensvotum zu geben, vorläufig aber ſo viel 
beſtimmt, daß jedenfalls in nächſter Zeit vom Vorort 
ein Vereins⸗Nachrichtenblatt ausgegeben werden ſolle, 
das, alle 14 Tage etwa auf 19 Bogen erſcheinend, 
nicht mehr als circa ½ Thlr. koſte, und fordert alle 
deutſchen Lehrer auf, zahlreich darauf zu ſubſcribiren 
und die Abonnentenzahl an den Vorort baldigſt ein— 
zuſenden. Intereſſant waren die Debatten über die 
allgemeinen Grundzüge zur Organiſation der deutſchen 
Volksſchule. Man wollte, daß die ſelbſtſtändige Lei⸗ 
tung der einigen Volksſchule (unter geſetzlich ſeſtgeſtell— 
ter Berückſichtigung der Lehrervereine und Schulſyna⸗ 
gogen) durch ein beſonderes Miniſterium der öffentli⸗ 
chen Volkserziehung geſchehe, deſſen Mitglieder (Cr: 
ziehungsräthe), ſowie die Kreis- und Bezirksſchulräthe 
nur aus wirklichen Schulmännern beſtehend, die ver— 
ſchiedenen Arten der Volksſchule vertreten, und daß, 
wo ein beſtehender Staat ein ſolches Miniſterium nicht 
ins Leben treten laſſen könne, mehre Staaten zu einer 
Schuleinheit zuſammentreten möchten. Gegen letztern 
Vorſchlag ward als einen praktiſch ſchwerlich ausführ⸗ 
baren von verſchiedenen Seiten lebhaft proteſtirt, eine 
ſehr ernſte Debatte aber erhob ſich darüber, ob man 
als geeignete Schulbehörden „wirkliche Schulmänner“ 
oder „Sachverſtändige“ nehmen ſolle. Es fand der 
Beſchluß der Verſammlung, „daß auf die allgemeinen 
Volksſchulen (Kindergarten, Elementar-, Bürger-, Fort⸗ 
bildungsſchule), welche das Miniſterium durch die Kreis— 
und Bezirksſchulräthe leite, die Gemeinde durch den 
aus Vertretern der Schule, des Hauſes und der Kirche 
beſtehenden Schulvorſtand einen geſetzlich beſtimmten 
Einfluß, namentlich was die Wahl der Lehrer und die 
äußere Verwaltung der Anſtalt betrifft, ausüben ſolle,“ 
was die Vertretung der Kirche in dem Schulvorftande 
betrifft, vielen Widerſpruch. Allgemein ward dagegen 
ausgeſprochen: die Erhaltung der allgemeinen Volks⸗ 
ſchulen, die Beſoldung der Lehrer ſei Sache des Staats; 
die beſondern Volksbildungs anſtalten (Realſchule, Gymna⸗ 
ſium, Fachſchule, Univerſität, Seminar) ſeien ebenfalls 
aus Staatskaſſen zu erhalten und ſtehen unmittelbar 
und ausſchließlich unter dem Miniſterium. Für den 
geſammten Unterricht auf den allgemeinen Schulen 
wird kein Schulgeld entrichtet; auch der unentgeltliche 
Beſuch der beſondern Bildungsanſtalten wird auf ges 
ordnete Weiſe Unbemittelten gewährt, welche Befähi⸗ 
gung und Neigung dazu beſitzen. Geeignete Vorbil⸗ 
dung und Prüfung, geregelte Anſtellung und Befördes 
rung, gleichmäßige bürgerliche Stellung und Berechti⸗ 
gung, ausreichende Beſoldung und Penfionirung der 
Lehrer, ſowie Verſorgung ihrer Wittwen und Waiſen 
aus Staatskaſſen, ſind die unerlaßlichen Bedingungen 
eines den Anforderungen der Gegenwart entſprechenden 
Lehrerſtandes, alſo unerlaßliche Bedingungen der neuen 
Volksſchule. — An dieſe ſehr wichtigen Beſchlüſſe 
reihte ſich eine Beſprechung des Artikels IV. der von 
der deutſchen National-Verſammlung angenommenen 
Grundrechte. Die Verſammlung beſchloß, nach dem 
Satz in $ 18: „Das geſammte Unterrichts- und Er⸗ 
ziehungsweſen ſteht unter der Oberaufſicht jedes einzel⸗ 
nen Staates und ift der Beaufſichtigung der Geiſtlich⸗ 
keit als ſolcher enthoben,“ nach der erſten Hälfte des 
Satzes hinter „Staates“ die Einſchiebung leines auch 
ſchon bei der Nationalverſammlung geſtellten Amende⸗ 
ments): „Alle öffentliche Schulen ſind Staatsanſtal⸗ 
ten, der Beaufſichtigung der Geiſtlichkeit (mit Weg⸗ 
fall der Worte „als ſolcher“) enthoben“ (und mit dem 
Zuſatze) „und künftig von wirklichen Schulmännern 
zu beaufſichtigen.“ Im folgenden Satze beſchloß man 
zu beantragen ſtatt: Die öffentlichen Lehrer haben die 
Rechte von Staatsdienern: „Die öffentlichen Lehrer 
„ſind“ Staatsdiener.“ Im folgenden Satze: Die 


gung dazu haben,“ als Zuſatz zu beantragen, um die 


Nummer der Wiener Zeitung vollkommen beſtä⸗ 
tigt . 
die Wiener Zeitung folgende Aktenſtücke: 
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hinter „unbemittelten“: „welche Befähigung und Nei⸗ 


höhern Schulen oder Bildungsanftalten vor Ueberfül⸗ 
lung mit Unfähigen zu ſchützen. Zuletzt endlich bean⸗ 
tragte man ſtatt der Sätze; „Die Gemeinde befoldet | 
den Lehrer in angemeſſener Weiſe; unvermögenden Ge: 
meinden kommen hierbei Staatsmittel zu Hülfe,“ zu 
ſetzen: „Der Staat“ beſoldet die Lehrer in angemeſſe— 
ner Weiſe „aus Staatskaſſen und hat auch für die 
anderweiten Bedürfniſſe der Schulen zu ſorgen.“ — 
Die Commiſſion ſchlug eine Deputation zur Ueberbrin⸗ 
gung und mündlichen Bevorwortung dieſer Beſchlüſſe 
an den Schulausſchuß des Reichstages vor. Die Ver⸗ 
ſammlung beauftragte dieſe Deputation zugleich, auf 
dem von ſüddeutſchen Lehrern nach Frankfurt a. M. 
zum 15. Oktober ausgeſchriebenen Kongreſſe den An: 
ſchluß dieſer an den allgemeinen deutſchen Lehrerverein 
zu vermitteln. Hieran reiht ſich noch ein wichtiger 
Beſchluß, nämlich der Antrag an die Nationalverſamm⸗ 
lung, einen deutſchen Lehrertag nach Frankfurt baldigſt 
auszuſchreiben, beſtehend aus gewählten Abgeordneten 
der Univerſitäten, der Gymnaſien, Realſchulen, Bad: 
ſchulen und Elementarſchulen ganz Deutſchlands nach 
einem beſtimmten Wahlmodus (nach welchem etwa 200 
Abgeordnete zuſammenkommen würden) zur Entwerfung 
einer allgemeinen deutſchen Schulordnung, in welcher 
die leitenden Grundſätze der deutſchen Erziehung und 
des Unterrichts feſtzuſtellen, der Organismus der Schu⸗ 
len zu beſtimmen, über die Verhältniſſe der Schule zu 
Staat und Kirche, wie über die Bildung und äußere 
Stellung des Lehrerſtandes Vorſchläge zu machen wä— 
ren. Dieſer Lehrertag würde in höchſtens ſechs Wo— 
chen ſeine Arbeiten vollenden können, und die Koſten 
würden von der Reichsregierung oder von den beſon— 
dern Staaten zu tragen ſein. — Den Beſchluß machte 
eine ſehr lebhafte Debatte über Trennung der Schule 
von der Kirche. Anträge ſtellte Köhler aus Deſſau: 
„Die Schule iſt Staatsanſtalt und unabhängig von 
der Kirche; in Bezug auf den Religionsunterricht ſetzt 
ſich in Folge freien Vertrags zwiſchen Kirche und 
Staat, die Schule mit der Kirche in Verkehr.“ Der 
erſte Satz wird faſt einſtimmig, letzterer durch große 
Majorität unterſtützt; desgleichen der Antrag Hönicke's 
aus Alten bei Deſſau: „Der confeſſionelle Religions: 
unterricht iſt aus der Schule ausgeſchloſſen.“ Daſ⸗ 
ſelbe gilt von einem andern Antrage: „Die zeither be— 
ſondern Confeſſionsſchulen werden in Communalſchu⸗ 
len verwandelt.“ (D. A. 3.) 

Hannover, 2. Okt. Das Juſtizminiſterium ver⸗ 
öffentlicht heute das ſchon bekannte Rundſchreiben des 
Reichsjuſtizminiſterium süber ſtrenge Beaufſichtigung der 
Preſſe und der Vereine mit folgendem Zuſatz: „In: 
dem wir dieſes Schreiben, wie hiermit geſchieht, zur 
allgemeinen Kenntniß bringen, weiſen wir ſämmtliche 
Behörden, welche der Inhalt jenes Schreibens angeht, 
an, demſelben nachzukommen, und feine Ausführung, 
unter Beachtung der geſetzlichen Vorſchriften, mit Nach— 
druck zu fördern. Hannover, 30. September. Königl. 
hannoverſches Juſtizminiſterium. Düring.“ 

Hamburg, 4. Okt. Der elektro-magnetiſche Te— 
legraph hat heute ſeine Thätigkeit begonnen. 

Cuxhaven, 4. Oktbr., Nachmittags 5 Uhr. Die 
däniſchen Kriegsſchiffe ſind ſo eben unter vollem Se— 
gel von hier in See gegangen. 


Schleswig ⸗holſtein'ſche Angelegenheiten. 

Altona, 4. Oktbr. Hr. Francke, der vorgeſtern 
hier durchgereiſt iſt, um ſeinen Sitz im Parlamente 
wieder einzunehmen, wird zugleich an Hrn. v. Madais 
Stelle als Bevollmächtigter für Holſtein bei der Central: 
gewalt fungiren. Auch Hr. Stedtmann kehrte geſtern 
mit dem Abendzuge aus dem Norden zurück. — Der 
preußiſche Legationsrath v. Philippsborn und ein Graf 
v. Moltke (wahrſcheinlich der däniſche Geſandte in 
Paris) befanden ſich geſtern in Hamburg. 

Neudsburg, 3. Okt. Heute hat uns die provi— 
ſoriſche Regierung verlaſſen. Ein derſelben geſtern Abend 
zugedachter Fackelzug mußte wegen eines heftigen Ge: 
witters, welches ſich über der Stadt entlud, unter⸗ 
bleiben. 

Oeſterreich. 

Breslau, 6. Oktbr. Die in der geſtrigen Bres— 
lauer Zeitung gemachte Mittheilung in Betreff der 
neueſten, das Schickſal Ungarns entſcheidenden kaiſer— 
lichen Beſchlüſſe war aus authentiſcher Quelle 
gefloffen, fie wird durch die heut hier angekommene 


In ihrem amtlichen Theile publizirt nämlich 


Königliche Verordnung. 

Ich ernenne Meinen Felbzeugmeiſter und Kapitän⸗Lieu⸗ 
tenant der ungariſchen Leibgarde, Adam Freiherrn v. Reeſey 
v. Recſe, zu Meinem ungariſchen Miniſter⸗Präſtdenten mit 
dem Auftrage, ein neues Miniſterium zu bilden. Schön- 
brunn, am 3. Oktober 1848. — Ferdinand m. p. — 


„Gemeinden“ wählen den Lehrer ꝛc. beantragt man: Adam Recſey m. p. 


„Der Staat wählt unter geſetzlich geordneter Theil⸗ 
nahme der Gemeinden“ aus den Geprüften die Lehrer 
der Volksſchulen. In § 19 entſchied man ſich dafür, 
in dem Satze: Unbemittelten ſoll auf allen öffentlichen 
Bildungsanſtalten freier Unterricht gewährt werden, 


Wir Ferdinand der Erſte, konſtitutioneller 
Kaiſer von Oeſterreich ꝛc. ꝛc. Ungarns, des Groß⸗ 
fürſtenthums Siebenbürgen, ſo wie aller Nachbar⸗ 


auf dem von Uns in der königl. Freiſtadt Peſth 


zuſammenberufenen Reichstage verſammelt find, Uns | 


ſern Gruß und Unſer Wohlwollen. — Zu Unſerem 


tiefen Schmerz und Entrüſtung hat das Repräſen⸗ 


tantenhaus ſich durch Ludwig Koſſuth und feine 


Anhänger zu großen Ungeſetzlichkeiten verleiten lafs 


fen, ſogar mehrere ungeſetzliche Beſchlüſſe gegen Un⸗ 
ſern königlichen Willen zum Vollzuge gebracht, und 
neuerlich gegen die Sendung des von Uns zur Herz 
ſtellung des Friedens abgeordneten königl. Kommiſ⸗ 
fürs, Unſerem Feldmarſchall-Lieutenant Grafen Franz 
Lamberg, bevor derſelbe nur Unſere Vollmacht vorz 
zeigen konnte, am 27. September einen Beſchluß 
gefaßt, in Folge deſſen dieſer Unſer königl. Kom⸗ 
miſſär von einem wilden Haufen auf öffentlicher 
Straße mit Wuth angegriffen und auf die grauen⸗ 
vollſte Weiſe ermordet wurde. Unter dieſen Umſtän⸗ 
den ſehen Wir Uns, Unſerer königlichen Pflicht zu 
Aufrechthaltung der Sicherheit und der Geſetze ges 
mäß, genöthigt, folgende Anordnungen zu treffen, 
und deren Vollziehung zu befehlen: 

Erſtens. Löſen Wir hiermit den Reichstag 
auf, fo, daß nach Veröffentlichung Unſeres gegen— 
wärtigen allerhöchſten Reſkriptes derſelbe alſogleich 
ſeine Sitzungen zu ſchließen hat. 

Zweitens. Alle von Uns nicht ſanktionirten 
Beſchlüſſe und Verordnungen des gegenwärtigen 
Reichstages erklären Wir für ungeſetzlich, ungültig 
und ohne alle Kraft. 

Drittens. 
Unſeres Banus von Kroatien, Slavonien und Dal: 
matien, Feldmarſchall-Lieutenant Baron Joſeph Jel—⸗ 
lahich, hiermit alle in Ungarn und feinen Neben— 
ländern, ſo wie in Siebenbürgen liegenden Truppen 
und bewaffneten Körper, von welch immer Gat— 
tung, gleichviel, ob dieſe aus Nationalgarden oder 
Freiwilligen beſtehen. 

Viertens. Vis dahin, wo der geſtörte Friede 
und die Ordnung im Lande hergeſtellt ſind, wird 
das Königreich Ungarn den Kriegsgeſetzen unterwor— 
fen, daher den betreffenden Behörden die Abhaltung 
von Komitats-, ſtädtiſchen oder Diſtrikts-Congrega⸗ 
tionen einſtweilen eingeſtellt wird. 

Fünftens. Unſer Banus von Croatien, Sla⸗ 
vonien und Dalmatien, Joſeph Baron Jellachich, 
wird hiermit als bevollmächtigter Kommiſſar Unſe⸗ 
rer königlichen Majeſtät abgeſendet, und ertheilen 
Wir ihm volle Macht und Wirkſamkeit, damit er 
im Kreiſe der vollziehenden Gewalt die Befugniſſe 
ausübe, mit welchen er in gegenwärtigen außeror⸗ 
dentlichen Umſtänden als Stellvertreter Unſerer kö— 
niglichen Majeſtät begleitet if. — In Folge diefer 
Unſerer Allerhöchſten Bevollmächtigung erklären Wir, 
daß all dasjenige, was der Banus von Croatien 
verordnen, verfügen, beſchließen und befehlen wird, 
als mit Unſerer Allerhöchſten königlichen Macht ver 
ordnet, verfügt, beſchloſſen und befohlen anzuſehen 
iſt; dahee Wir auch allen kirchlichen, Civil- und 
Militär⸗Behörden, Beamten, Würdenträgern und 
Bewohnern, weß immer Standes und Ranges Un⸗ 
ſeres Königreiches Ungarn, Siebenbürgens und aller 
Nebenländer, hiermit allergnädigſt befehlen, daß ſie 
den durch Baron Joſeph Jellachich als Unſeren be— 
vollmächtigten königl. Kommiſſar unterſchriebenen 
Befehlen in Allem eben fo nachzukommen und ger 
horchen, als fie Unſerer königlichen Majeſtät zu gez 
horchen verpflichtet ſind. 

Sechstens. Insbeſondere tragen Wir Unſerem 
königlichen Kommiſſar auf, darüber zu wachen, daß 
gegen die Angreifer und Mörder Unferes königlichen 
Kommiſſars, Grafen Franz Lamberg, ſo wie gegen 
alle Urheber und Theilnehmer an dieſer empörenden 
Schandthat, nach der vollen Strenge der Geſetze 
verfahren werbe. 

Siebentens. Die übrigen laufenden Gefchäfte 
der Civil⸗Verwaltung werden einſtweilen von den, 
den einzelnen Miniſterien zugewieſenen Beamten nach 
Vorſchrift der Geſetze geführt werden. 

Wie ſofort die Einheit der Wahrung und Lei 
tung der gemeinſamen Intereſſen der Geſammt⸗ 
Monarchie auf bleibende Weife hergeſtellt, die gleiche 
Berechtigung aller Nationalitäten für immer gewähr⸗ 
leiſtet, und auf dieſer Grundlage die Wechſelbezie— 
hungen aller unter Unſerer Krone vereinigten Länder 
und Völker geordnet werden ſollen, wird das Ge— 
eignete mit Zuziehung von Vertretern aller Theile 
berathen und im geſetzlichen Wege feſtgeſtellt werden, 

Gegeben zu Schönbrunn, den 3. Oktober 1848. 

Ferdinand m. p. 
Adam Neefen m. p 
Miniſter-Präſident. 


* Wien, 5. Oktbr. Seit zwei Tagen find um 


ſere Gaſthaͤuſer mit vornehmen ungariſchen Flüchtlin⸗ 
gen angefüllt. 
Zichy (Bruder der Fürſtin Metternich) entzog ſich 
kaum der Volkswuth. Er wurde halbtodt geſchlagen, 
und nur durch Vorzeugung feines Kreuzes rettete et 
ſein Leben. — Bei der Wahl unſeres Gemeinde-Aus⸗ 


Der Biſchof von Vesprim, Gra 


länder Reichsbaronen, kirchlichen und weltlichen ſchuſſes hat das demokratiſche Element gefiegt. 
Würdenträgern, Magnaten und Repräſentanten, die wurden, die Erzdemokroaten Weſſely und Baron 
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Stifft jun. mit großer Mehrheit erwählt. — Das 
plötzliche Erſcheinen eines detachirten Corps der Armee 
des Banus in Raab hat vermuthlich ſeinen Grund 
darin, daß er damit die ſlaviſche Schilderhebung in 
Nordungarn zu begünſtigen trachtet. Nach den heu⸗ 
tigen Nachrichten aus Preßburg vom Aten iſt nach 
der Zerſtreuung des Swornoſt-Freikorps in Trentſchin 
neuerdings ein Aufſtand der Slaven ausgebro⸗ 
chen, welcher im Einklang mit dieſer Bewegung ſteht. 


und Unterungarn hier ausgeblieben). Reiſende aus 
der Gegend von Raab erzählen, daß die Proklamatio⸗ 
nen des Banus an die Ungarn alldort die beſte Wir⸗ 
kung machten. Der General der Kroaten erklärte den 
Raabern, daß ſie als Freunde und nicht als Feinde 
Ungarns einrücken. Hierauf wurde überall die weiße 
Fahne aufgeſteckt und die Kroaten rückten friedlich ein. 
Eine ähnliche Aufforderung erging auch nach Wie⸗ 
ſelburg, der Kornkammer Ungarns und Oeſterreichs, 


und hatte im dortigen Komitate die gleiche Wir: 


kung. Die bewaffneten Bauern kehrten ſogleich um, 
als ſie den friedlichen Ausgang in Raab hör⸗ 
ten. Der Landſturm löſte ſich auf und Wieſelburg 
wurde geſtern eben ſo friedlich beſetzt. — In Preß⸗ 
burg wurde geſtern nach Eingang dieſer Nachrichten 
die Schiffbrücke abgetragen. 

Nachmittags. Heute iſt das ſchon vor mehre⸗ 
ren Tagen angezeigte kaiſerliche Manifeſt in Betreff der 
ungariſchen Angelegenheiten und der Ernennung des 
Banus von Kroatien zum kaiſerlichen Stellvertreter er— 
ſchienen. Es macht einen ungeheuren Eindruck unter 
den ungariſchen Demokraten. In Folge dieſes kaiſerl. 
Entſchluſſes ſind heute morgen von Bruck an der 
Laitha gegen 5000 Mann kaiſerliche Truppen 
nach Wieſelburg aufgebrochen, um ſich mit den 
Kroaten zu vereinigen und ſodaun die Straße 
gegen Peſth frei zu machen. Es find 3 Esfa: 
drons von König von Sachſen Küraſſiere, das 
Regiment Baron Kreß Chevauxlegers, 2 Ba: 
taillons Erzherzog Stephan Infanterie, 1 Tä- 
gerbataillon und 5 Naketen⸗Batterien. General 
Lederer führt das Kommando über dieſes Corps. 
— Aus Grätz iſt FM. Buritz mit 4000 ge⸗ 
gen den Plattenſee aufgebrochen, um ſich den 
Befehlen des Banns unterzuordnen. Aus Mäh⸗ 
ren brechen 13,000 kaiſerl Truppen in Ober⸗ 
Ungarn ein. 

* Breslau, 6. Oktober. [Krakauer 
Militär geht nach Ungarn) So eben 
bringt der Güter⸗Zug der oberſchleſiſchen Eiſen⸗ 
bahn (57½% Uhr) die Nachricht mit, daß das 
öſterreichiſche Militär geſtern früh aus Kvafan 
eiligſt nach Ungarn aufgebrochen und auf Wa⸗ 
gen nach dort transportirt worden iſt. Es iſt 
nur eine kleine Beſatzung in Krakau zurückge⸗ 
blieben. Der Transport erforderte mehrere 
hundert Wagen. — Wäre dies etwa die Lö⸗ 
fung des Näthſels, warum die Nachrichten aus 
Peſt ſämmtlich ausgeblieben. Es ſcheint bier: 
nach faſt, als müßte eine erhebliche Niederlage 
der Kroaten ſtattgefunden haben, von der auch 
unbedingt Nachricht, wenngleich geheime, in 
Wien fein muß, weil ſonſt kaun ein Grund 
für fo energiſche Maßregeln erfindlich iſt. — 
Wird es in Krakau ruhig bleiben? — Seit 
Wochen ſpricht man nämlich von einer neuen 
Bewegung, welche in Wieliczka angeblich ihren 
Anfang nehmen ſollte. 

** Von der ungariſchen Grenze, 3. Okto⸗ 
[Erzherzog Stephan.] Der Erzherzog Ste⸗ 


ber. 
phan hat ſeit einigen Tagen ſeine frühere Popularität 
einen Charakter an, weil 


eingebüßt und man greift ſe 
er die gute Sache der Magyaren verlaſſen habe und 
ſcheint nicht zu bedenken, daß die Verhältniſſe hierbei 
die wichtigſte Rolle ſpielen. Außer dem Erzherzog Jo⸗ 
hann iſt Erzherzog Stephan der populärſte Prinz der 
Dynaſtie und verdankt dieſe Popularität eben ſo ſehr 
der Humanität ſeines Weſens, als den Umſtänden. — 
Die Magparen, welche ein Glied der Dynaſtie für ihre 
Pläne ganz gut brauchen konnten, antizipirten ihm die 
Popularität, die er durch Thaten zu erringen noch 
keine Gelegenheit gehabt hatte, um ſeine Eitelkeit zu 
beſtechen. Die Rundreiſe durch Ungarn beim Antritt 
ſeiner Würde war ein Siegeszug, wie er nur einem 
Manne gebührt hätte, der das Vaterland gerettet und 
es muß nunmehr die Magyaren ſchmerzen, daß dieſer 
hochgefeierte Mann die ihm damals im Voraus dar⸗ 
gebrachten Huldigungen nicht verdienen mochte. Erz⸗ 
herzog Stephan iſt aber kein ſtarkes, heroiſches Ge⸗ 
müth, das hiſtoriſchen Schickſalen gewachſen iſt, ſon— 


dern ein ſchwacher, aber liebenswürdiger Charakter, 


deſſen Element die Vermittlung iſt; er ſtellt den Erz⸗ 
herzog unbedingt über den Palatin, und iſt ein zu ge⸗ 
Nan Glied des Hofes, um mit Leib und Seele 

gpare fein zu können. Doch wie jede Selbſttäu⸗ 


[hung die ſchmerzlichſte Erfahrung bildet, ſo muß auch 


die Magyaren die Entta l 
Erzherzog Pala nttäufhung in Bezug auf den 


zu einer Bitterkeit im Urtheil ver⸗ 


*) Cs ift desbalb auch an und k N 3 
aus Peſth gekommen. eine direkte 258 


pan. die leicht das Maaß der Billigkeit über⸗ 
ſpringt. 


* Von der italieniſchen Grenze, 4. Oktober. 


[Die Blokade von Venedig. Der Vice⸗Ad⸗ 
miral.] Wenn die Blokade von Venedig aus 
politiſch-militäriſchen Rückſichten als nothwendig erkannt 
wird, ſo läßt ſich dagegen eben nichts einwenden, allein 
deſto tadelnswerther erſcheint in dieſem Falle die Art 
und Weiſe, wie dieſe Blokade vollzogen wird, Der 


— Heute find die Poſten und Couriere aus Peſth Befehlshaber des öſterreichiſchen Geſchwaders ertheilte 
dem Hafenamt zu Trieſt lediglich die Weiſung, daß 


jedes Fahrzeug, welches in einer Entfernung von mehr 
als 10 Meilen von der Iſtrianer Küſte betroffen würde, 
als gute Priſe erklärt, nach dem nächſten Hafen ge⸗ 
bracht und zu Gunſten der Mannſchaft des be üglichen 
Kriegsſchiffes verkauft werden ſoll. Eben ſo werden 
ſämmtliche Fahrzeuge behandelt, welche mit Sendun⸗ 
gen nach Italien betroffen werden. Was ſoll das 
heißen, 10 Miglien von der Iſtrianer Küſte? Dürfte 
dies nicht vielmehr auf 10 Miglien von der der Küſte 
Venedigs deuten laſſen? q Warum endlich ſoll Trieſt 
mit Neapel, Toskana oder Livorno keinen Handel trei⸗ 
ben? Statt Italien ſoll es da wahrſcheinlich Vene 
dig heißen, allein welcher Leichtſinn, um nicht zu fügen 
Gewiſſenloſigkeit gehört dazu, um derlei Schreibfehler 
in eine amtliche Weiſung einſchleichen zu laſſen, bie in 
die Vermögensverhältniſſe einer reichen Hanvilsitadt 
tief hineingreifen? — Auf den Vice Admiral Martini 
ſetzt Niemand Vertrauen, denn weder der diplomatiſche 
Charakter dieſes Mannes, der ein Günſtling Metter⸗ 
nichs war, noch die maritimen Kenntniſſe der von allen 
Seeleuten mißachteten Landratte flößen jene Hoffnun⸗ 
gen ein, deren das öſterreichiſche Seeweſen gar ſehr 
bedarf, ſoll es den erwarteten Aufſchwung nehmen. 
Deshalb konnte die Nachricht von dem Wiedereintritt 
des Contreadmirals Sourdeaux in den Staatsdienſt 
nur den beſten Eindruck machen. — Die Arbeiten an 
der Telegraphenlinie, welche Trieſt und Palma Nuova 
mit Wien in die raſcheſte Verbindung bringen ſoll, 
werden rüſtig fortgeſetzt. 
Frankreich. 

Paris, 2. Oktober. (Nation alverſammlung.] 
In der heutigen Sitzung wurde die Erörterung über 
den Geſetz-Entwurf für den landwirthſchaftlichen Un⸗ 
terricht fortgeſetzt und Art. 1 deſſelben nach einer ziem⸗ 
lich langen Debatte genehmigt. Der Präſident gab 
hierauf Herrn Buvignier für Fragen in Betreff der 
italieniſchen Angelegenheiten das Wort. Derſelbe ſagte 
im Weſentlichen: „Die öffentliche Meinung beſchäftigt 
ſich lebhaft mit dem Looſe, welches die Diplomatie 
dem italieniſchen Volke vorbehält, dem wir unſere Un⸗ 
terftügung, unſere Mitwirkung zur Erringu ng ſeiner 
Unabhängigkeit verſprochen haben. Die Verzögerung 
der Unterhandlungen beunruhigt um ſo mehr, weil man 
glaubt, daß Oeſterreich nur hinhalte, um England und 
Frankreich Grundlagen aufzudringen, wie ſie ihm zu⸗ 
ſagen. Haben dieſe Grundlagen den Zweck, die Un⸗ 
abhängigkeit Italiens zu befeſtigen und hat Oeſterreich 
ſich zu ihrer Genehmigung bereit erklärt — weshalb 
ſagen unſere Diplomaten uns nichts von dieſer Ger 
nehmigung? Die Regierung der franzöſiſchen Republik 
kann die Verträge von 1815 nicht mehr zur Grunde 
lage nehmen; deshalb wünſche ich, daß ſie ſelbſt ſich 
über dieſe Frage ausſpreche. Sie iſt verpflichtet, die 
gleich anfangs von dieſer Verſammlung bezüglich Ita⸗ 
liens eingegangenene Verpflichtung zum Vollzuge zu 
bringen. Ich frage nicht, wie es mit den Unterhand⸗ 
lungen ſteht, ſondern ob es wahr iſt, daß die Regie— 
rung, ſeit der Annahme von Frankreichs und Englands 
Vermittelung, anerkannt hat, daß Defterreich frühere 
Rechte auf Italien beſitze? Hat ſie dies, ſo hat ſie 
ſchwer gegen ihre Pflichten gefehlt, indem ſie enteh⸗ 
rende Verträge anerkannte, bei denen Frankreich nicht 
mitkontrahirende Partei war und in deren Haſſe wir 
auferzogen wurden. Auf's entſchiedenſte proteſtire ich 
in dieſem Falle gegen das Verfahren der Regierung 
und gegen deſſen mögliche Folgen.“ General Ca: 
vaignac: „Damals, als wir Ihnen die Annahme 
der von Frankreich und England gemeinſam angebote⸗ 
nen Vermittelung anzeigten, fanden Sie es natürlich, 
daß die Regierung nicht in nähere Einzelnheiten ein⸗ 
gehen wollte. Die Regierung iſt daher zu glauben 
geneigt, daß jetzt, wo die Unterhandlungen begon⸗ 
nen haben, die Verſammlung nicht mehr von ihr for⸗ 
dern wird, als ſie damals gethan. Wenn ich von 
Fordern rede, fo halte ich blos den faktiſchen Ge’ 
ſichtspunkt, nicht aber den Geſichtspunkt des Rechtes 
der Verſammlung im Auge; denn ich ſagte ſchon frü⸗ 
her wiederholt, daß wir der Verſammlung zu Gebote 
ſtehen, wenn fie will, daß wir uns erklären folleu, 
Ich beſchränke mich daher auf den Antrag an die Ver⸗ 
ſammlung, daß fie über die Fragen Buvigniers zur 
Tagesordnung ſchreite. (Murren der äußerſten Linken.) 
Man fragt uns, ob unſere Vermittelung dir Anerken- 
nung der Rechte Oeſterreichs auf Italien zum Aus⸗ 
gangspunkte habe; ich habe darauf blos zu antwor⸗ 
ten, daß, wenn von Anerkennung dieſer Rechte die Rede 
geweſen wäre, die Vermittelung durchaus unnütz ge⸗ 
weſen ſein würde. Eine weitere Antwort weiß ich 
Herrn Buvignier nicht zu geben.“ Herr Ledru Rol⸗ 


| 
aber erklärt man der jetzigen Regierung, 
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lin tadelte, daß man unter einer republikaniſchen Re⸗ 
gierung, unter der Hereſchaft der Oeffentlichkeit, ſchweigſa⸗ 
mer und minder mittheilend über hochwichtige Unterhand⸗ 
lungen fei, als unter der Monarchie. Ob es als republika⸗ 
niſche Regierung handeln und des Landes wahre In⸗ 
e begreiſen heiße, wenn man ſelbſt über Grund⸗ 
| ſatz⸗Fragen und über die Grundlagen, auf welchen man 
unterhandle, nichts ſagen wolle? „Was wird — fuhr 
der Redner fort — die Folge ſein, wenn das Ergeb⸗ 
niß der Unterhandlungen dem Lande nicht zufagt? 
Der Sturz der vollziehenden Gewalt und die Des⸗ 
avouirung eines ſolchen Ergebniſſes; alſo höchſt trau⸗ 
rige Folgen und zußerſte Mittel. Wenn man demnach 
im Lande glaubt, daß die Unterhandlungen langſam, 
|, Ungerdiß gehen, wenn man befürchtet, daß die Grund⸗ 
lagen dem Wunſche und der Würde Frankreichs nicht 
entſprechen, ſo hat man Urſache, von der Gewalt Re⸗ 
chenſchaft zu begehren. (Murren der Rechten.) Ich 
gehe jetzt auf die Frage ein. Nach der Februar-Re⸗ 
volution war die Propaganda durch die Idee nicht 
blos der Gedanke der proviſoriſchen Regierung; auch 
Sie zollten Lamartine lauten Beifall, als er rief: 
„„Wir werden bewaffnet Diplomatie machen!““ und 
hinzuſetzte, daß Frunkreich den Völkern zu Hülfe eilen 
müſſe, wenn ihre Unabhängigkeit angegriffen werde. 
Im „Moniteur“ las man damals: „„Wenn Ita⸗ 
lien ſich erhebt, wenn Deutſchland ſeine 
Einheit behaupten will, ſo muß Frankreich 
ihnen zu Hülfe ziehen.““ Dieſe Politik ward 
von Ihnen genehmigt. Als die Regierung Ihnen 
mittheilte, daß Frankreich ſeine Vermittelung in Ita⸗ 
lien anbiete, beantwortete e Ihre Frage, ob Frei⸗ 
machung die Grundlage der Vermittelung ſei, mit Ja. 
da 

Rußland die Freimachung nicht wolle, daß 11 
reich einen europäiſchen Congreß wolle, um die Frage 
auf Grundlage der Verträge von 1815 zu entſcheiden. 
Und im Angeſichte fo ernſter Thatſachen ſagt die Regie⸗ 
rung Ihnen, daß ſie nichts ſagen könne. Ich frage 
Sie aber auf Ihr Gewiſſen, ob Sie glauben, daß es 
die Unterhandlungen gefährden würde, wenn man uns 
ſagte: Nein, die Unterhandlungen ſind nicht auf Grund⸗ 
lage der Verträge von 1815 angeknüpft; nein es wird 
Oeſterreich kein Punkt von Italien bleiben. Wir ha⸗ 
ben unter Italiens Freimachung eine vollſtändige ver⸗ 
ſtanden; geſtern vernahmen wir aber von Berlin her, 
daß man Italien nicht vollſtändig freimachen, ſondern 
ihm ſogenannte liberale Inſtitutionen geben und es 
durch das Band der Suzeränetät wieder mit Oeſter⸗ 
reich verknüpfen will. Wir glauben, daß die Regie⸗ 
rung, wenn ſie Frankreich ſo vor den nordiſchen Mäch⸗ 
ten erniedrigt, gegen ihre Ehre verſtoßen würde, und 
wir wollen hier wenigſtens als Minorität dagegen im 
Namen des Landes proteſtiren (Zuſtimmung der äußer⸗ 
ſten Linken). Daſſelbe Verfahren, welches uns bezüg⸗ 
lich Italiens beunruhigt, beunruhigt uns auch für 
Deutſchland, dem nur der Triumph der Demokratie 
die gewünſchte Einheit geben kann. In Frankfurt iſt 
die Vertretung der deutſchen Einheit und der hieher 
geſchickte Vertreter der Frankfurter Nationalverſamm⸗ 
lung iſt noch nicht amtlich empfangen worden. Ich 
ſage, daß ein Verfahren, wie das in Italien 
befolgte, ein Vergeſſen der Grundſätze der 
Februar⸗Revolution iſt, und daß die Regie⸗ 
rung den abſolutiſtiſchen Mächten Zugeſtänd⸗ 
niſſe macht, um von ihnen anerkannt zu wer⸗ 
den. Man frägt uns, ob wir denn Krieg wollen? 
Nein, wir wollen ihn nicht, denn wir wiſſen, daß 
durch den Krieg die Freiheit untergeht. Wenn wir 
aber, in Folge unſeres Verfahrens in Italien und 
Deutſchland, überzeugt ſind, daß der Krieg eines Ta⸗ 
ges ausbrechen muß, wenn wir überzeugt ſind, daß die 
abſolutiſtiſchen Mächte die Revolution nicht genehmi⸗ 
gen, ſo wird es Pflicht für uns, ihn zur uns gelege⸗ 
nen Zeit zu führen, wo das Ergebniß für uns am 
günſtigſten ſein kann. Jene Mächte wollen zuerſt mit 
den Völkern, die gleich uns ihre Freiheit proklamiren, 
fertig werden und ſpäter gegen Frankreich ziehen, um 
dort die Republik zu erſticken. Wenn der Krieg un⸗ 
vermeidlich iſt, ſo frägt ſich blos, ob es beſſer iſt, ihn 
anzufangen ſtatt ihm ſich zu fügen, und ihn zur Ver⸗ 
tretung edler Grundſätze, als zur Verhinderung eines 
Einbruches ins Land zu führen. Enthalten Sie Sich 
daher der Unterhandlungen, fagen Sie Europa laut, 
daß Frankreich die völlige Emancipation der Völker 
will; wer weiß, ob es ſonſt eines Tages nicht zu ſpät 
iſt, wenn die Nationen, welche Frankreich als Vortrab 
dienen, unter den Waffen des Abſolutismus verſchwun⸗ 
den fein werden.“ Cavaignac. „Ich will Herrn 
Ledru⸗Rollin nur mit wenigen Worten entgegnen. Er 
ſcheint zu glauben, daß wir große Opfer hätten brin⸗ 
gen müffen, um die Anerkennung der europäifchen Re⸗ 
gierungen zu erlangen. Nein, es hat für uns hinge⸗ 
reicht, daß wir ſagten, Frankreich wolle, wenn es 
jan der Grenze eines Nachbarlandes erſcheine, nur 
mit der betreffenden Regierung ſeloſt zu thun ha⸗ 
ben. x Er hat ferner geſagt, daß die fremden Mächte 
feindlich gegen Frankreich geſinnt ſeien. Frankreich hat 
keinestoeges von den fremden Mächten Liebe zu for⸗ 
dern, es verhandelt mit ihnen nach Maßgabe ſeines 
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Rechtes und feiner Würde. Hr. Buvignier, beantragte 

e Sinne feiner Fragen gie lien La 
gesordnung, der Präſident aber ſchlug die ‚reine und 

einfache Tagesordnung vor, und die Versammlung ent⸗ 
ſchied mit einer Minorität, unter welcher ſich auch L. 
Napoleon befand, daß über die einfache Tagesordnung 
abgeſtimmt werden ſolle. Dieſelbe wurde mit 441 ge⸗ 
gen 336 Stimmen angenommen. (Lebhafter Ein⸗ 
druck, den beſonders die ſtarke Majorität hervorrief.) 
Auf eine Bemerkung eines Mitgliedes erläuterte Herr 
Baſtide, daß die Regierung ſich fortwährend an die 
ihr früher auferlegten Verpflichtungen gebunden erachte. 
Nach einigen Erörterungen über andere Gegenſtände 
wurde die Sitzung geſchloſſen. 

[Neapel.] Das Journal des Debats bringt 
eine Korreſpondenz von Neapel vom 24. Sept., 
wonach der König mit einem Male die Intervention 
Frankreichs und Englands in ſeinen Differenzen mit 
Sizilien nicht mehr wolle. Natürlich hat dieſer un⸗ 
erwartete Geſinnungswechſel einen ſehr peinlichen Ein: 
druck hervorgebracht, um ſo mehr als er ſehr ſchlimme 
Folgen herbeiführen kann. Admiral Baudin hat näm⸗ 

lich beſtimmte Inſtruktjonen erhalten und es unterliegt 
keinem Zweifel mehr, daß Frankreich ſeinerſeits der 
Miſſion der Menſchlichkeit treu bleiben werde, die ihm 
die jüngſten bedauernswerthen Ereigniſſe zu Meſſina 
zur Pflicht gemacht. Uebrigens hofft das Journal 
des Debats noch immer, daß dieſe Frage ſich auf 
friedliche Weiſe löſen werde, trotzdem die Ultraropali— 
ſten das Gerücht verbreitet, der König werde ſein Recht 
auf Sizilien mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mit⸗ 
teln zu behaupten ſuchen. 

ch we iz. 

Bern, 1. Oktbr. Aus dem heutigen Schweizer⸗ 
Boten vernimmt man, daß Baſelſtadt bei Ausbruch 
des badiſchen Aufſtandes die vier Nachbarkantone Bern, 
Baſelland, Solothurn und Aargau zu eidgenöſſiſchem 
Aufſehen gemahnt, und daß der Vorort ſich damit ein⸗ 
verſtanden erklärt hatte. 

Nach einem Kreisſchreiben des Vororts an die 

Stände vom 24. Septbr. hat der ſchweizeriſche Abge⸗ 
ordnete in Handelsſachen in Frankfurt, Hr. Kilias, be⸗ 
richtet, daß der deutſche Handelsminiſter Duckwitz am 
22. Sept. der National⸗Verſammlung ſein Programm 
vorgelegt habe, in welchem er die ſchnell möglichſte 
Handelseinig ung von Deutſchland auf der 
Grundlage alsbaldiger Abſchaffung aller Bin- 
nenzölle, billigen Schutzes der Induſtrie und 
Erleichterung und Belebung des ausländi⸗ 
ſchen Verkehrs mittelſt Reziprozitätsmaßre⸗ 
geln verlangt. (Schw. B.) 


Lokales und Provinzielles. 


* Breslau, 6. Oktober. [(Bürgerwehr.] Von 
der Bürgerwehrkommiſſion, deſtehend aus den Majors 
und Deputirten der Compagnien, wurde heute die 
Kandidatenliſte entworfen, aus welcher die Compagnien 
den Stellvertreter des Oberſten zu wählen haben. Die 
Kandidaten ſind: Lieutenant v. Dreſſler mit 53 Stim⸗ 
men, Dr. Engelmann mit 48 Stimmen, Lieutenant 
Schlinke mit 47 Stimmen, Hauptmann v. Ditſchelski 
mit 40 Stimmen und der Major des Anger⸗Bataillons 
Herr Richter mit 34 Stimmen. 


. .. 58 Breslau, 5. Oktober. [Vereinsſchau.) 
Der allgemeine Landwehr-Verein hielt geftern feine erſte 
Pa Sitzung im Saale der goldenen Sonne. 

ie Zahl der Mitglieder ſoll nahe an 1200 betragen, 
mehr als die Hälfte war anweſend. Auch das ſtehende 
Heer war ziemlich ſtark vertreten; die Gallerjen waren 
ſchwach beſetzt. um 8 Uhr eröffnete Präſident Beyſe 
die Tagesordnung mit einer kutzen, aber prägnanten 
politiſchen Rundſchau über die neueſten Ereigniffe in 
den europäiſchen Hauptſtädten; ein anderer Redner be⸗ 
leuchtet die verunglückte Revolte in Frankfurt und 
warnt vor unzeitigen und vereinzelten Aufſtänden. — 
Hierauf wurden mehrere ſehr energiſche Proteſte verle⸗ 
en und angenommen. Der eine trifft den Erlaß des 
Nach- Jaſtmſter Mohl, nach welchem der Preſſe 
neue harte Beſchränkungen aufgelegt werden ſollten. 
Im Anſchluß an eine Menge ähnlicher Adreſſen fordert 
der Verein das deutſche Parlament auf, keinen der 
Einzelſtaaten Deutſchlands fortan durch fremde Trup⸗ 
pen umgeben oder in ſeiner ſelbſtſtändigen Entwickelung 
behindern zu laſſen. Ein anderer Proteſt iſt gegen 
die Erklärung des Premierminiſters in Bezug auf den 
Armeebefehl des Grafen von Brandenburg gerichtet 

orden. Wir haben unſerem Referat über die vorige 
Sitzung des demokratiſchen Vereins noch hinzu⸗ 
zufügen, daß ein Antrag Hoyoll's: es möge von ganz 
Schleſien eine Monſtrepetition um Einkammer⸗Syſtem, 
Veränderlichkeit der Verfaſſung, ſuspenſives Veto und 


direkte Wahlen erlaffen werden — ohne Debatte zum Volks verſammlung.] 


Beſchluß erhoben wurde. Berichtigen müſſen wir, daß 
der Antrag auf Abschaffung des eximirten Gerichts⸗ 
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hat. Die beiden hier beſtehenden demokratiſchen Frauen⸗ 
vereine ſind bereits in Conflict gerathen; ſie befinden 
ſich in einem edeln Wettſtreit wegen eines Schreibens 
vom Wiener Frauenverein. Der demokratiſche Klubb 
iſt in die Sache verwickelt worden, und es entſpann 
ſich eine ſehr unelquickliche Debatte über einen ziemlich 
groben Brief, welcher dem Vereine von einem der 
Frauenklubbs zugegangen iſt. f 


| Breslau, 6. Oktober. In dem Zeitraum vom 

2. bis incl. 7. d. wurden Seitens der hieſigen Stadt⸗ 
baudeputation 68 Maurergeſellen, 25 Zimmergeſellen, 
3 Schirrarbeiter, 4 Mühlenbauer, 6 Steinſetzer und 
415 Tagearbeiter bei öffentlichen Bauten beſchäftigt. 


Theater. 

Die geſtrige Vorſtellung von Gutzkow's „Zopf 
und Schwert“ hat uns nun Gelegenheit geboten, 
die Kräfte mehrerer neu engagirten Mitglieder etwas 
näher kennen zu lernen, und uns zunächſt in der jüngſt 
ausgeſprochenen Anſicht über Herrn Mende und Frl. 
Senger nur beſtärkt. Die Mittel, die dem Erſteren 
zu Gebote ſtehen, ſind in der That bedeutend zu nen⸗ 
nen. Sein „Prinz von Baireuth“ war in der äußern 
Repräſentation ganz muſterhaft, und im Ausdruck edel 
und ungezwungen. Sein Organ iſt von einem ſelte⸗ 
nen Wohllaut und feſſelt durch den melodiſchen Klang 
das Ohr. Wer ſolche Mittel nur einigermaßen zu ge⸗ 
brauchen verſteht, wird eines gewiſſen Erfolges immer 
ſicher ſein und ſo weit wir Herrn Mende bisher ken⸗ 
nen gelernt, weiß er damit umzugehen. Was wir an 
ſeinem „Prinzen von Baireuth“ auszuſetzen hätten, das 
war eine gewiſſe Kälte in einem Verhältniffe zur Prin⸗ 
zeſſin. Einem Liebhaber muß es feurig und glühend 
aus dem Munde ftrömen, wenn ihm geglaubt werden 
ſoll, zum wenigſten auf der Bühne. Frl. Senger 
trat als „Prinzeſſin Wilhelmine“ ſchon frei und unbe⸗ 
fangen hervor, und zeigte auch bereits mehr Kraft und 
Stärke im Organe. Sie gab dem Charakter einen 
Anflug von ſentimentaler Färbung, was durchaus einen 
guten Eindruck hervorbrachte, wenn es auch unferer 
Anſicht nach, nicht in der Intention des Dichters ge⸗ 
legen hat. Auch bei ihr ſind die Mittel der Art, daß 
ſie nicht ohne Wirkſamkeit bleiben können, und dürf⸗ 
ten ſie beſonders zur Repräſentantin ſanfter und edler 
Weiblichkeit fehr, geeignet fein. — Herr Walburg 
hat ſich mit der Rolle des Königs viel Mühe gege⸗ 
ben, und ſuchte ſie möglichſt ſcharf zu nüanciren. Aber 
wir müſſen geſtehen, daß uns feine Auffaſſung nicht zu⸗ 
geſagt hat. Das Polternde des Charakters hat er 
zur Geltung gebracht, aber die andere Seite deſſelben, 
die Gemüthlichkeit, trat zu wenig hervor. Die 
Urſache hiervon ſcheint uns in dem Organ des Herrn 
Walburg zu liegen, das jedes weichen Ausdrucks 
unfähig ſcheint. Herr W. hat auch das Amt der 
Regie an unſerer Bühne, und hier können wir ihm 
ungetheiltes Lob zollen. Das treffliche, runde Zuſam⸗ 
menſpiel in dieſer Vorſtellung zeigte offenbar von einer 
umſichtigen und feſten Leitung der Proben. — Noch 
müſſen wir Frl. Devrient (Sonnenfels) erwähnen. 
Sie ſpielte mit einem ſo ſichern und treffenden Takte, 
daß die ſcheinbar kleine Partie eine eigene Bedeutung 
erlangt hat, M. K. 


Brieg, 3. Okt. (Landwehr⸗Verein. Gu⸗ 
tes Beiſpiel. Polizei.] Der hieſige Landwehr⸗ 
Verein, der im fortwährenden Zunehmen begriffen iſt, 
hält jeden Donnerstag Abends ſeine Sitzung, und hat 
jetzt auch beſchloſſen, an den Sonntagen, wo keine 
Volks⸗Verſammlung im Kreiſe iſt, des Nachmittags 
Sitzung zu halten, um den Landleuten die Theilnahme 
zu ermöglichen. Die erſte ſolche Sonntagsſitzung war 
am 1. Oktober; es fanden ſich viele Landleute ein und 
ſie waren ſo befriedigt von den Mittheilungen über den 
Zweck des Vereins, daß ſie ihren feſten Willen erklär⸗ 
ten, da und dort Zweigvereine zu gründen. Wir 
empfehlen unſerm Vereine, kein anderes Abzeichen zu 
wählen, als das rothe Kreuz ihres Breslauer Haupt⸗ 
vereins. In dieſen Landwehr-Vereinen wird der ſchönſte 
Bund zwiſchen Land und Stadt und die beſte Stütze 
unſerer Freiheit erwachſen. — Als ſchönes Beiſpiel 
zur Nachahmung melden wir, daß ein Dominium dies 
Jahr freiwillig den armen Pächtern von 500 Morgen 
Ackerparzellen einen Thaler pro Morgen erlaſſen hat. 
— Eine in Schurgaſt beabſichtigte Volks⸗Ver⸗ 
ſammlung am letzten Sonntage ſoll von dem dor⸗ 
tigen Bürgermeiſter verhindert worden ſein. Es 
fol dort auch ein Gensdarm einem Vorleſer ein Plakat 
weggenommen und es zerriſſen haben. Es wäre wich⸗ 
tig, wenn dieſe Dinge genau ermittelt würden und zur 


Anzeige gehörigen Orts kämen. — In der letzten 


Stadtverordneten-Sitzung wurde beſchloſſen, in einer 
Petition an die National-Verſammlung ſich für den 
Verfaſſungs⸗Entwurf der Linken auszusprechen. 
8 Sammler.) 
Löwen, 5. Oktober. [Miffionsfeft und 
Der Brieger Miſſions⸗ 
Hülfsverein beging heute in der hieſigen Kirche ein 
Miſſions⸗Feſt. Gegen 20 Geiſtliche, darunter 2 


5 beim Militär nicht angenommen wurde, da die Superintendenten, und eine gedrängt volle Verſamm⸗ 
Onftituicende Verſammlung denſelben bereits verworfen lung Einheimiſcher und Auswärtiger nahmen daran 


— 


Theil. Anordnung wie Ausführung entſprach voll- 


kommen dem beabſichtigten Zwecke. Der nunmehr 
aus 42 Jünglingen deſtehende Chor der Seminariſten 
verherrlichte, Wand .nR Poſaunen blaſend, die Feier. 
Der Diakon Baron eröffnete dieſe durch ein würde⸗ 
volles Gebet, der Paſtor Froſch aus Schwanowitz las 
einen meiſter⸗ und muſterhaft abgefaßten Bericht vor, 
über die Perſönlichkeit der Arbeiter, über das Arbeits⸗ 
feld, über die Arbeit felbft und über die gewonnene 
Frucht. Nach dieſem beſchäftigen ſich jetzt 980 chriſtliche 
Miſſionäre mit der Heidenbekehrung und iſt die Zahl 
der Hülfsvereine, welche dem Berliner Hauptvereine 
ſich angeſchloſſen haben, auf 145 geftiegen. Der Su: 
perintendent Mehwald aus Neiſſe, in feiner anfprechen- 
den Predigt über Joh. 4, 35—36 ſehr paſſend ſich 
anſchließend an das ſo eben begangene Erntefeſt, ſtellte 
in Klarheit und Ordnung mit redneriſchem Schmucke 
und mit ergreifender Kraft die „Erntefreude auf dem 
Miſſionsfelde“ dar. Die ſtaatlichen Bewegungen der 
Gegenwart ließ er ganz links liegen. Von gehäſſiger 
Polemik, trotz des ſelbſt erwähnten Anreizes dazu, keine 
Spur. So geiſt⸗ und gemüthvoll, wie unſer Löwener 
Feſt ſich machte, läßt auch wohl derjenige irgend eine 
Miſſionsfeier ſich gefallen, welcher zu dem Miſſions⸗ 
weſen, oder auch, wenn man will, Unweſen, wie es 
nun einmal leibt und lebt, gewaltig den Kopf ſchüt⸗ 
telt. Die Idee der Miſſion an ſich, Welt⸗Erlöſung, 
Welt⸗Verbrüderung, ein Hirt und eine Heerde, eine 
erhebende. Aber in der Wirklichkeit? Sehr viele ger 
ſcheute und fromme Leute glauben guten Grund zu 
haben für die Ueberzeugung, es werde durch die Mif- 
fion, wie fie ift, mehr trübes Menſchenthum als geläu⸗ 
tertes Chriſtenthum den Mitchriſten eingeimpft, höch⸗ 
ſtens, recht beim Lichte beſehen, mit einem dickeren 
Aberglauben nur ein dünnerer vertauſcht, jedenfalls 
aber ſtehe der rieſenhafte Apparat mit dem, was man 
auch prahlend rühme, zwergigen Erfolge ſchlechterdings 
in keinem angemeſſenen Verhältniſſe. — Nächſten 
Sonntag giebt der ſehr dienſteifrige Dreißiger⸗Aus⸗ 
ſchuß für Volks⸗Verſammlungen Briegiſchen 
Kreiſes ein ſtaatliches Miſſionsfeſt, eine Volksverſamm⸗ 
lung, zum Beſten. Man erwartet viele Theilnehmer. 


E. a. w. P. 


+ Aus dem Koſeler Kreiſe, 4. Okt. Brand⸗ 
ſtiftungen.] Am Iſten Oktober brach in der Nacht 
zwiſchen 10 und 11 Uhr in dem an der Ratibor⸗Ko⸗ 
ſeler Kreisgrenze gelegenen Dorfe Dollendzin in ei⸗ 
nem Hauſe Feuer aus, wobei der Beſitzer ſeine ſämmt⸗ 
lichen Effekten einbüßte und ein Knabe von den Flam⸗ 
men am Körper bedeutend beſchädigt wurde. Urheber 
des Brandunglückes ſoll ein Mann ſein, welcher an 
demſelben Tage, als der Brand ſtattfand, mit dem 
verunglückten Hauseigenthümer geringfügiger Dinge 
wegen handgemein wurde, und gegen den letzteren 
Drohworte, „er möge zuſehen, was für ein Unglück 
unverzüglich über ihn hereinbrechen werde,“ ausſtieß. 
Der vermeintliche Uebelthäter iſt bereits inhaftirt wor⸗ 
den, und ſieht derſelbe im Inquiſitoriate zu Ratibor 
feinem verdienten Looſe entgegen. — Den Iten l. M. 
Morgens zwiſchen 6 und 7 Uhr wurden von den Bla⸗ 
zeowitzer Dominialgebäulichkeiten zwei Scheuern mit 
den Getreidebeſtänden, ein Kuh- und ein Schafſtall 
mit circa 30 Schafen ein Raub der Flammen. Den 
Entſtehungsgrund des Brandes kennt man nicht, doch 
die dem Brande vorhergegangenen Umſtände laſſen 
ſchließen, daß eine ruchloſe Hand das Unglück ver⸗ 
anlaßt habe. 


Den Bericht über die letzte Sitzung der Stadt⸗ 
verordneten haben wir aus Mangel an Naum 
für die morgende Zeitung aufſparen müſſen. 


nſerate. 


— — — — 
Vekauntmachung. 

Zur Vermeidung von Zweifeln: ob bei dem Ver⸗ 
kauf nach dem Gewichte die hieſigen Bäcker das Brot 
einer und derſelben Sorte zu verſchiedenen Preiſen 
verkaufen, wird hiermit ausdrücklich bemerkt, daß für den 
Monat Oktober alle Bäcker ein Pfund Mittelbrot um 
9 Pf., ein Pfund Hausbackenbrot um 8 Pf. liefern. 

Sie verkaufen in demſelben Monat aber auch nach 
ihren Selbſttaxen dreierlei Sorten Brot, und zwar das 
Brot für 2 Sgr. Dafür liefern: 

Größtes Gewicht, 
von der wars Bone: 
3 Nadlergaſſe 5, 
die Dampfmühle u. Bäckerei | Be — 15,2 Pf. 1689. 
von der zweiten Sorte: 
Stösger, Schuhbrücke Nr. 69, 3 Pfund. 
PR A n e Sorte: 
Köcher, miedebrücke 52, 
ER Neue re 2 3 Pfund 12 Loth. 
Kleinſtes Gewicht, 
Schübel * von der 150 Sorte: 

el sen., Ritterplatz Nr. 11, 
Huber, Seichtich⸗Wüeune raße Nr. 3 1 Pfand 22 both. 
eee 1 abe ra Sorte: 

oiwode, Karlsſtraße Nr. 29, 
Berger, Neue Taſchenſtraße Nr. 90% 2 Pfund 4 Loch, 
von der dritten Sorte: 
Würzbach, Schweidnitzerſtraße 49, 2 Pfund 22 Loth. 

Bei der Nach⸗Reviſion des Brotgewichts im vergange⸗ 
nen Monat hat ſich durchgehends ein Mehrgewicht ergeben. 

Breslau, den 4. Oktober 1848. 

Königliches Polizei⸗ . 
u 


di 


u 


x ＋  2E 2 tn 1 


t m 


— — — ——— 


— 2497 — 


Zweite Beilage zu e 235 der Breslauer Zeitung. 


Sonnabend den 7. Oktober 1848. 


Theater⸗Nachricht. 
Sonnabend: „Griſeldis.“ Dramatiſches 
Gedicht in 5 Aufzügen von Halm 
Sonntag: „Die Stumme von Portici.“ 
Heroiſche Oper mit Tanz in 5 Aufzügen, 
Muſik von Auber. — Maſaniello, Herr 
Fiſcher, vom Stadt⸗Theater in Leipzig. 


Verlobungs⸗ Anzeige. 
Die Verlobung meiner Tochter Eliſe mit 
dem Regierungs- und Landſchafts⸗Kondukteur 


Piper, beehre ich mich entfernten Freunden 


und Bekannten ganz ergebenſt anzuzeigen. 
Breslau, den 6. Oktober 1848. 
Die verw. Dr. Matſchky. 


Als Verlobte empfehlen ſich: 
Eliſe Matſchky. 
Heinrich Piper. 
Verbindungs⸗Anzeige. 
Unſere am heutigen Tage vollzogene ehe⸗ 
liche Verbindung beehren wir uns Verwand⸗ 
ten und Freunden, ſtatt beſonderer Meldung, 
ganz ergebenſt anzuzeigen. 
Breslau, den 5. Oktober 1848. 
Reinhold Kretzſchmer, Hauptmann in der 
ten Artillerie-Brigade. 
Wilhelmine Kresfhmer, geborene 
von Hüllesheim. 


Entbindungs⸗ Anzeige. 

Die am 4. d. M., Abends 7½ Uhr, glück⸗ 
lich erfolgte Entbindung meiner Frau von 
einem Mädchen, beehre ich mich, ſtatt befonderer 
Meldung, ergebenſt anzuzeigen. 

Breslau, den 6. Oktober 1848. 

Dr. Köhler. 


Entbindungs⸗Anzeige. 

Die heute früh um 2 Uhr erfolgte glückliche 
Entbindung feiner lieben Frau, geb. Janiſch, 
von einem gefunden Mädchen, zeigt lieben Ber: 
wandten und Freunden ſtatt befonderer Mel: 
dung ergebenſt an: 

J. H. Schiller. 

Wielmierſowitz, den 5. Oktober 1848. 
Entbindungs⸗Anzeige. 

Die heut Morgen halb 8 Uhr erfolgte 
glückliche Entbindung meiner lieben Frau, 
Hermine, geb. Jung, von einem geſunden 
und ſtarken Mädchen, zeige ich hiermit mei⸗ 
nen lieben Freunden und Bekannten erge⸗ 
benſt an. 

Ratibor, den 30. September 1848. 

N Anton Kramarczik. 
Entbindungs⸗ Anzeige. 

Die geſtern Abend 7 Uhr glücklich erfolgte 
Entbindung meiner geliebten Frau Minna, 
geb. Oelsner, von einem muntern Knaben, 
beehre ich mich Verwandten und Freunden 
ſtatt beſonderer Meldung hiermit anzuzeigen. 

Breslau, 6. Oktober 1848. 

e F. Mamroth. 
ntbin dungs Anzeige. 

Die heute erfolgte glückliche Entbindung 
meiner Frau, Mathilde geb. Hagelberg, 
von einem Töchterchen, zeige ich hiermit Ver⸗ 
wandten und Freunden ergebenſt an. 

Breslau, den 6. Oktober 1848. 

M. Lewiſohn. 
Todes- Anzeige. 

Am Zten d. M. Nachmittags 4 Uhr endete 
zu Malapane in O. S. in Folge der Gallen⸗ 
ruhr ein fanfter Tod das Leben meiner ges 
liebten Mutter Henriette Teichmann, 

ebor, Liebeneiner. Sie folgte ihrer am 
3. September d. J. zu Forſthaus Dembio 
ebenfalls an der Ruhr verſtorbenen Tochter 
Mathilde. Wer die ſchweren Prüfungen 
kennt, welche unſerer Familie durch den bin: 
nen wenigen Wochen erfolgten Tod von DIE 
ren ihrer Mitglieder auferlegt ſind, wird uns 
ein ſtilles Beileid nicht verſagen. Ich aber 
fühle mich noch ganz beſonders verpflichtet, 
al’ den Verwandten und Freunden, welche 
in dieſer Zeit der Noth uns mit Rath und 
That helfend und tröftend zur Seite ftanden, 
meinen tiefgefühlteſten Dank öffentlich aus⸗ 
zuſprechen. 

Voßhütte, den 5. Oktober 1848. 

V. Teichmann, koönigl. Hüttenſchreiber. 
Todes ⸗Nnuzei ge. 

Mit tief betrübtem Herzen zeigen wir, um 
ſtille Theilnahme bittend, den am 3. d. M. 
erfolgten Tod unſerer älteften, innig geliebten 
Tochter Marie, allen Verwandten und Freun⸗ 
den ſtatt beſonderer Meldung an. 

Brieg, den 5. Oktober 1848. . 

Dr. Ehrlich und Frau. 


Todes Anzeige. 

Geſtern Morgen verſchied plötzlich am Schlag⸗ 
fluß unſer geliebter Gatte, Vater, Sohn und 
Bruder, der Gutsbeſitzer Eduard Richter 
zu Ober⸗Roſen bei Conſtadt. Dieſe Anzeige 
widmen, tief betrübt, mit der Bitte um ſtille 
Theilnahme, allen lieben Verwandten und 
Freunden des en ; 

* e Hinterbliebenen. 

— den 5, Ditober 1848. 

ours de fran 
tous les soirs, chez M, en 
Taschen-Strasse Nr. 30, 2 ft. — Legons 
particulibres. Cours pour collsgiens les 
Mereredi et Samedi, apres midi. 


Todes ⸗ Anzeige. 
Unerwartet ſchnell verſchied heute in der 
Mittagſtunde an einem Schlagfluſſe die ver⸗ 
wittwete Frau Kretſchmer Menzel geb. 
Mühlſtephan, in dem Alter von 55 Jah⸗ 
ren. Um ſtille Theilnahme bittend, widmen 
dieſe Anzeige fernen Verwandten und Freunden: 
die Hinterbliebenen. 
Breslau, den 5. Oktober 1848. 


i Dankſagung. 

Für die bei der Beerdigung unſerer gelieb⸗ 
ten Gattin, Tochter, Schweſter und Schwä⸗ 
gerin Mathilde Linke, geb. Frenzel, 
bewieſene allgemeine herzliche Theilnahme, 
ſagen wir allen und denen, die durch ihre 
Unterſtützung zur Erhöhung der Trauerfeier⸗ 
lichkeit ſo liebevoll mitgewirkt haben, unſern 
innigſten Dank und wünſchen, daß ſie der 
Höchſte vor ähnlichen Fällen bewahren möge. 

Breslau, den 6. Oktober 1848. 

Die Hinterbliebenen. 


Ergebenſte Anzeige. 

Die bereits von mir annoncirte Abend⸗ 
Unterhaltung, von der die Afficyen das Aus: 
führliche anzeigen, findet Montag, den 9. Ok 
tober, unter gütiger Mitwirkung der erſten 
Künſtler, im alten Theater ſtatt. Billets zu 
allen Plätzen ertheilen gefälligſt die Hof⸗Mu⸗ 
ſikalienhandlung der Herren Bote u. Bock, 
ſowie der Kaſtellan im alten Theater. 

Julie Clauſtus, 
früher Mitglied der hieſigen Bühne. 
Sonntag den 8. Auguſt, Nachmittag 
um 4 Uhr, Verſammlung des Zweigver⸗ 
eins Breslauer Aerzte für Med. Reform. 
b Liegaitzer landwirth⸗ 
ſchaftlich er Verein. 
Der hieſige landwirthſchaftliche Ver⸗ 
ein verſammelt ſich am 12. d. M. in 2 
dem bekannten Lokale. Bis jetzt iſt 2 
ein Vortrag über die Verhältniſſe der 
ländlichen Arbeiter-Familien angemel⸗ 
det. Liegnitz, den 2. Oktober 1848. 
Der Vorſtand. 
v. Merckel. v. Nickiſch. v. Sydow. 
5 Thar. v. Wille. 5 
T 
Berichtigung. 
In der Zeitung vom J. Oktober d. muß es 


in dem Inſerate „Aufforderung zur Beſpre⸗ 1 


chung der Auswanderungs⸗Organiſation“ hei⸗ 
ßen: „im Saale des Gaſthofs zur Stadt 
Breslau in Freiburg. 


Folgende nicht zu beſtellende Stadtbriefe: 
1. Herrn Schneidergeſellen de Nevir, 

2. Frau Schneidermeiſter Andre, 

3. Herrn P. L. Bresler, 


4. Rabbiner Dr. Geiger, 
5. Schmidt Carl Müller, 
6. Wagenfabrikant Fiſcher, 
7. Fabrikarbeiter Kalbas, 
8 Hausbeſitzer Buſch, 

9. Fräulein Henriette Appelt, 
10. Herrn Fr. Auguſt Schwarz, 
11. »WFreibauergutsbeſitzer Hoffmann, 
12. Deſtillateur Fränkel, 
13. W. L. Hildebrandt, 

14. = Schneider Hartlieb, 
15. Anton Hofer, 


16. F. Koch in Neuſcheitnig, 
können zurückgefordert werden. 

Breslau, den 6. Oktober 1848. 

Stadt⸗Poſt⸗Expedition. 


Das auf heute angekündigte Bojaren⸗ 
feſt findet im Schweizerhauſe nicht ſtatt. 
Dagegen muſikaliſche Soiree. 
Meine Wohnung iſt 
Nr. 22, im Anke 20 nn 
D. Hancke, Sqhneidermeiſter. 
Mein Comptoir nebſt Wohnung befin⸗ 
den ſich von heute ab Karlsſtr. Nr. 35, 
1. Etage. Breslau, den 5. Okt. 1848. 
B. Primker. 
Ich wohne Schußbrücke Nr. 27. 
Sanitätsrath Krocker. 


Lokal Veränderung 


ine Wohnung nebſt Comptoir b 
10 Büttnerſtraße Nr. 42. 
ö M. Bruck. 


Ich wohne jetzt ö 
Nr. 
Reuſche traf er —2 


„FC TEE Sn 
Den Tit, deb. geehrten Herren Bewerbern 
um die Samitzer Pfarrſtelle zu geneigter Kennt⸗ 
nißnahme, daß die ſehr beſchränkte Zahl der 
Probeprediger bereits feſtgeſetzt worden iſt. 
Liegnig, den 4. Oktober 1848. > 
Zimmer, auf Vorhaus dc. qua Patr. 


Die Mitglieder des vorjährigen Donnerſtag⸗ 
Kränzchens im blauen Hirſch werden erſucht, 
ſich Sonnabends den 7. d., Abends 7 uhr, im 
König v. ungarn einfinden zu wollen. 

Der Vorſtand. 


Bei Trowitzſch u. Sohn in Frankfurt a. d. O. iſt erſchienen und zu haben in der 
Buchhandlung G. P. Aderholz in Breslau (Ring⸗ und Stockgaſſen⸗Ecke Nr. 53), 
Th. Henſel in Leobſchütz, J. B. Pohl in Oppeln, J. F. Heiniſch in Neuſtadt, Koblitz 
in Reichenbach, A. Wöllmer in Strehlen: > 


Allgemeiner Bolks-Kalender für 1849, 


mit 6 Stahlſtichen und elegant geſtochenem Titelblatt. In farbigem umſchlag 
geheftet, Preis 10 Sgr., gebunden mit Papier durchſchoſſen 12 Sgr. 

Der Umftand, daß unſer Allgemeiner Volks⸗Kalender nun ſchon zum zweiun dz wan⸗ 
zigſten Male vor ſeine alten Freunde tritt, läßt uns hoffen, da er ſich der Gunſt derſelben 
ſo lange zu erfreuen gehabt, er werde ihnen auch ferner ein willkommener Gaſt ſein und zu 
den alten Gönnern auch neue ſich erwerven. Aufrichtig beſtrebt, den Wünſchen und Anforderun⸗ 
gen ſeiner Freunde nach Möglichkeit zu genügen, — wie es ſich irgend thun ließ, mit der 
Zeit fortſchreitend, olauben wir Alles gethan zu haben, daß er als ein zwar alter Bekann⸗ 
ter, jedoch in einem neuen, der Zeit entſprechenden Gewande, überall gern geſehen und 
freundlich begrüßt werde. 

Außer dem gewöhnlichen Kalender⸗Inhalte bringt derſelbe ſowohl zur Unterhaltung als 
Belehrung höchſt gediegene Beiträge der bekannteſten und beliebteſten Schriftſteller, als: 
L. Rellſtab, A. Braß, Ed. Wehrmann u. a. m. 


Ferner ſind für das Jahr 1849 erſchienen: 0 

Joh. Neubarth's Kalender in 4. Mit einem Stahlſtiche: „Häusliche Andacht.“ 

Der Duodez⸗Kalender. 

Kalender für Juriſten, Kaufleute, Oeconomen und ſonſtige Geſchäftsmän⸗ 
ner. Nebſt dem altpreußiſchen, rheinländiſchen und Hamburger Wechſeirechte. Von 
Ferd. Fiſcher, Juſtiz⸗Kommiſſarius in Breslau. 

Der Taſchen⸗Kalender in 24. Mit 8 Lithographien in Tondruck und dazu gehörenden 
Gedichten. Elegant gebunden. 

Der große Comtoir⸗Kalender in Placatformat. 

Der kleine Comtoir⸗Kalender in quer Folio. 

Der kleine Tafel⸗Kalender. 

Der kleine Hand⸗Kalender. a 


Die Streit'ſche Bibliothek 


7 f „(Albrechtsſtraße Nr. 3.) 
mit ihren Jpurnal- und Leſe⸗Zirkeln empfiehlt zu geneigter Benutzung 


F. Maske, 
Firma: A. Goſohorsky's Buchhandlung. 


Nordiſche Weiß⸗Erlen⸗Pflanzen 


find zur Herbſt⸗Pflanzung 5 bis 6 Fuß hohe à 5 Sgr. pro Schock, und 4 Fuß hohe 
3 4 Sgr. zu haben. Zur Frühjahrs ⸗Pflanzung wird um die Beſtellung bald gebeten, da die 
Abgabe nach der Notirung erfolgt. — Auch find 30 Schock Ahorn und Eſchen, ſowie 6 Schock 
Maulbeerbäume zur Allee⸗Pflanzung und mehrere Zierſträucher zu Park⸗Anlagen billig 
verkäuflich. Desgleichen 40 Schock Obſtbäume, Aepfel, Kirſchen, Birnen und Pflaumen nach 
Auswahl des Katalags aus hieſiger Baumſchule mit guten Kronen und Wurzelbildung zu 
haben. Puditſch bei Prausnitz, den 1. Oktober 1848. 


v. Noſenberg. 


Einem hochgeehrten Publiko erlaube ich mir die Anzeige zu machen, daß ich ſeit dem 
„d. M. den 


öni | 
König von Ungarn, 
g Biſchofſtraße Nr. 13, 0 
käuflich übernommen habe. Ich eröffne am 8. Oktober in meinen Localitäten eine wohlein⸗ 
gerichtete Weinſtube, wie auch eine Meftanration mit Billard, in der Mittags à la 
carte geſpeiſt wird. Ebenſo empfehle ich meine Säle zu Bällen, Konzerten ꝛc., und 
übernehme größere Diners und Soupers, die ich, wie jeden andern derartigen Auftrag, 
mit gewohnter Präcifion und zur größten Zufriedenheit auszuführen mich bemühen werde. 


Breslau am 7. Oktober 1848. j 
Karl Knappe. 
Als Agent 


der ſchleſiſchen Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſ ellſchaft 


empfiehlt ſich zur Annahme von Verſicherungen gegen Feuersgefahr : 
Oppeln, den 6. Oktober 1848. J. F. Trump. 


Hühneraugen⸗Kränze. 

Beim Auflegen eines ſolchen Kranzes wird nicht nur jeder Schmerz, den ein Hühnerauge 

verurſacht, augenblicklich beſeitigt, ſondern daſſelbe auch durch längeres Tragen dieſes 

Kranzes von ſeſbſt und ohne alle Operation für immer entfernt. Dieſe Kränze find zu 

haben beim Verſertiger derſelben, Hühneraugen⸗Operateur F. Heyter, Schweidnitzer Stadt⸗ 
graben Nr. 11, in dem Barbier⸗Lokal von Meyfahrt u. Komp. 7 


Anzeige. Das unterzeichnete Kommiſſions⸗Bureau iſt in den Stand geſetzt, Allen, 
welche bis ſpäteſtens den 15. November d. J. deshalb in frankirten Briefen bei ihm 
aged ei das geringe Porto nicht ſcheuen), ein nicht außer Acht zu 

aſſendes 

ſchon im nächſten Jahre ein jährliches Einkommen bis zu 10,000 Mark oder 

preuß. Cour. zur Folge haben kann. Lübeck, im Oktober 188. 306 
5 Commiſſions⸗Bureau, Petri⸗Kirchhof Nr. . 


Grünberger Weintrauben 


5 7 rer 1 erden weder 
empfehle ich a Pfd. 2%, Sgr. in Fäßchen von 12 bis 30 Pfd. Die Fäßchen n; 
1 3 üben geſandt. 
berechnet noch mitgewogen und nur die Deren a in 5 e in Schleſien. 


2 ” Ft 2 rk. 2 
Von dieſen ſchönen Trauben erhalte täglich friſche Sendung Breslau, Fb 7 


Fäßchen und Kiften à Pfd. 3 Sgr. Chr. Fr. Gottſchalt 


Frankenſteiner weißer Saamen⸗Weizen, 


direkt vom Dominium und von vorzüglichſter Güte iſt zu haben im Comptoir Ring Nr. 14. 
- — — — — — 
Einem geehrten Publikum die ergebene An⸗ 


Bekanntmachung. 0 

Mein hierſelbſt vor dem Breslauer Thore Zeige, 11 Kaffeehaus zu Grün⸗ 
belegenes, in gutem Bauzuftande ſich beſin⸗ . . in pachtweiſe übernommen habe. 
dendes Haus, nebſt dem dabel befindlichen Sin 5 es mein Beſtreben ſein, meine 
Spezereiwaaren⸗Geſchäft und Eiſen⸗Handlung, © 8 urch gute Speifen und Getränke, fo 
din ich geſonnen, wegen dem erfolgten Tove fete urch reele und prompte Bedienung zu⸗ 
meines Mannes, fofort aus freier Hand zu frieden zu ſtellen. Gleichzeitig erlaube ich 
verkaufen, event. zu verpachten. mir zur Einweihung nebſt Tanz auf Sonn⸗ 


ga eſp. Pachtluſtige erfahren das Nähere tag den 8. Oktober freundlichſt einzulaben. 


perfönlich, oder durch portofreie Anfragen bei F. Kloſe, zu Grüneiche a. d. O. 


mir ſelbſt. f 
dt, den 5. Oktober 1848. Ein neuer Handwagen ſteht zu verkau⸗ 
. n Verw. Kaufmann Kleinert. fen: am Wäldchen Nr. 10. 


nerbieten unentgeltlich zu machen, welches für den Ane Thaler a 


x 


Breslau ift erfchienen: 


Im Verlage von J. Wittmann in Bonn 
iſt erſchienen und bei G. P. Aderholz in 
Breslau, Ring⸗ und Stockgaſſen⸗Ecke Nr. 
53, zu haben: 


Grundzüge 


. zu 
Bildung einer deutſchen Bür⸗ 
gerwehr und eines deutſchen 

Heerweſens, 
mit Rückſicht auf die preußiſche 
Heerverfaſſung 
x von j 
F. W. Lehmann, 
Major der Artillerie a. D. 
Preis: geheftet 21, Sgr. 

Eine kurzgefaßte Darſtellung, wie das In: 
ſtitut der Bürgerwehr mit dem Heerweſen 
Deutſchlands zweckmäßig zu verbinden ſein 
möchte. Der Herr Verfaſſer hat, den freien 
Willen des Bürgers als oberſten Grundſatz 
anerkennend, die Bildung eines Heerweſens 
zur Beſprechung gebracht, welche allen Anſprü⸗ 
chen ſowohl für eine Achtung gebietende Kriegs⸗ 
macht nach Außen, als für die Aufrechthaltung 
der innern Ordnung zu genügen vermag. 


— — fſ‚„ſß—6 ¶— — ꝛ̃2 ö—-—¼4᷑ 

In der Buchhandlung G. P. Aderholz 
in Breslau, Ring: und Stockgaſſen⸗Ecke 
Nr. 53, iſt angekommen: 


Termin⸗Kalender 


für die preuß. Juſtizbeamten, 
auf das Jahr 1849. 
Berlin. Heymann. Preis geb. 22˙½ Sgr. 


Für alle Gymnasien. 


Im Verlage von Joh. Urban Kern in 


Vollſtändiges Wörterbuch 


zum Cornelius Nepos, 
mit beſtändiger Beziehung auf die lateiniſche 
Grammatik von Zumpt. 
Von Dr. Otto Eichert. 
Zweite verb. Aufl. 16. Preis 7˙ Sgr. 


Daſſelbe zuſammen mit dem latein. Text des 

Cornelius Nepos, bequeme Schulausgabe. 
. 16. geh. 11% Sgr. 

Im Verlaufe von 2 Jahren wurde die ſtarke 
erſte Auflage von dieſem Schulbuche vergrif⸗ 
fen, ein Beweis für ſeine große Brauchbarkeit! 

Wir machen alle Lehrer darauf aufmerkſam, 


Bekanntmachung, 

Am 17, Auguſt d. J. iſt das unten ſigna⸗ 
liſirte Mädchen wegen Legitimationsmangels 
hier eingeliefert worden, deren Name und Hei⸗ 
math bis jetzt noch nicht zu ermitteln gewe⸗ 
ſen iſt. 

Sie nannte ſich anfänglich Anna Rofina 
Auguſte Hargin, wollte aus Witkowitz 
in Böhmen gebürtig und die Tochter eines 
Schmieds ſein, gab ſich dann, unter Wider⸗ 
ruf ihrer Ausſage, für die unter Nr. 3040 
der diesjährigen Mittheilungen der Sicher⸗ 
heitspflege von dem koͤni l. preuß. Inquiſito⸗ 
riate zu Poſen ſteckbrieflich verfolgte Louiſe 
Kolanowska aus, und behauptete endlich, 
da auch letzteres ſich als Lüge auswies, ſie 
heiße Juliane und gehöre zu einer Harfen⸗ 
ſpielergeſellſchaft, welcher ein gewiſſer Fiebi⸗ 
ger vorſtehe, der ſie aufs Betteln ausgeſchickt 
und in Kupferberg in Schleſien auf ſie habe 
warten wollen, welche Angabe indeß ſich bis 
jetzt auch noch nicht beſtätiget hat. 

Alle Polizeibehörden des In- und Auslan⸗ 
des werden hiermit ergebenſt erſucht, zur Er⸗ 
mittelung des wahren Namens und der Hei⸗ 
math dieſer Perſon gefälligſt mitzuwirken und 
hierauf bezügliche Notizen ſchleunigſt anher 
gelangen zu laſſen. 

Neuſalza bei Bautzen, den 3. Oktbr. 1848. 

Das königl. fächſiſche Gericht. 


i Hahn. 

Signalement. Alter, 15 Jahr; 
Größe, 4 Fuß 9 Zoll; Statur, ſchwächtlich; 
Haare, kurz, ſchwarzbraun; Stirn, bedeckt; 
Augenbraunen, ſchwarz; Augen, braun: Naſe, 
breit, geſtülpt; Mund, aufgeworfen; Kinn, 
gewöhnlich; Geſichtsform, breit; Geſichtsfarbe, 
braungelb; Sprache, böhmiſch, polniſch, deutſch. 
Beſondere Kennzeichen, Sommerflecke und 
einige Pockennarben im Geſichte. — Klei⸗ 
dung, bellblaue geblümte Jacke und Rock, 
rothbraun und weißgeſtreiftes Kopftuch, al⸗ 
tes Halstuch, blaue Schürze. 


Bekanntmachung. 

Die Eigenthümer reſp. Verlierer folgender 
Sachen: N30 

1) eines goldenen Siegelringes mit Amethyſt 
und dem Namens⸗Zuge J. N; eines 
kleinen goldenen Reifringes mit Türkis, 
und eines desgleichen mit Perlen, welche 
angeblich auf der Kunſtſtraße nach Lüben 
im Monat April d. J. gefunden worden, 
einer goldnen Halskette nebſt Kreuz, 
welche auf der Lübener Gaſſe hieſelbſt 
N zu Ende Juni d. J. gefunden worden, 
werden hierdurch aufgefordert, ſich bei Ver⸗ 
luſt ihres Anrechts, binnen 4 Wochen, und 
ſpäteſtens im Termin den 6. November 
d. J. Vormittags 11 uhr auf hieſiger 


Gerichtsſtelle zu melden. 
3 den 26. Sept. 1848. 
Die königl. Gerichts-Kommiſſion hieſelbſt. 


= 


I unferer Prozeß⸗Regiſtratur eingefehen werden. 


Subhaſtations⸗Patent. 

Zum öffentlichen Verkauf des sub Nr. 109 
der Hainauer Vorſtadt hierſelbſt belegenen, 
dem Kaufmann Steinbrecher gehörigen 
Hauſes, welches auf 5110 Rthlr. gerichtlich 
abgeſchätzt worden, iſt ein Termin 

auf den 6. November d. J. Vor: 

mittags 10 Uhr 
in unſerem Gerichts⸗Lokale anberaumt worden. 

Die Taxe und der neueſte Hypothekenſchein 

können in den gewöhnlichen Amtsſtunden in 


Liegnitz, den 6. April 1848. 
Königliches Land» und Stadt⸗Gericht. 
5 Hoffmann ⸗Scholz. 


Subhaſtations⸗Patent. 

Zum öffentlichen Verkauf des sub Nr. 133 
der Vorſtadt belegenen Grundſtücks, welches 
auf 21,588 Rthlr. 28 Sgr. gerichtlich abge⸗ 
ſchätzt worden, iſt ein Termin 

auf den 4. Dezember 1848, 
Vormittags 10 Uhr, 
in unſerem Gerichtslokale anberaumt worden. 
Die Taxe und der neueſte Hypotheken⸗Schein 
können in den gewöhnlichen Amtsſtunden in 
unſerer Prozeß⸗Regiſtratur eingeſehen werden. 

Liegnitz, den 20. Mai 1848. 

Königl. Land⸗ und Stadt⸗Gericht. 
Hoffmann⸗Scholtz. 


Subhaſtations⸗Patent. 

Zum öffentlichen Verkauf des sub Nr. 505 
der Stadt belegenen Grundſtücks, welches 
auf 6330 Rthlr. gerichtlich abgeſchätzt wor: 
den, iſt ein Termin 

auf den 4. Dezember 1848, 
Vormittags 10 Uhr, 
n unſerem Gerichtslokale anberaumt worden. 
Die Taxe und der neuefte Hypotheken⸗Schein 
können in den gewöhnlichen Amtsſtunden in 
unſerer Prozeß-Regiſtratur eingeſehen werden. 
Liegnitz, den 20. Mai 1848. 
Königl. Land: und Stadt⸗Gericht. 
* Hoffmann⸗Scholtz. 


Subhaſtations⸗Patent. 

Zum öffentlichen Verkauf des sub Nr. 540 
der Stadt Liegnitz belegenen Grundſtückes, 
welches auf 18,060 Rthlr. gerichtlich ahge⸗ 
ſchätzt worden, iſt ein Termin 

auf den 4. Dezember 1848, 
Vormittags 10 Uhr, 
in unſerem Gerichtslokale anberaumt worden. 
Die Taxe und der neueſte Hypotheken⸗Schein 
können in den gewöhnlichen Amtsſtunden in 
eee ee eingeſehen werben, 

Liegnitz, den 20. Mai 1848. 

Königl. Land⸗ und Stadt⸗Gericht. 
Hoffmann⸗Scholtz. 


Holzverkäufe. 

Die im königl. Forſtrevier Poppelau vor⸗ 
räthigen trockenen Brennhölzer, beſtehend in 
140 Klaftern harten Kloben und Knüppeln, 
und 790 Klaftern weichen desgl. ſollen am 
31. Oktober d. J., Vormittags von 

9 bis 12 Uhr 
in hieſiger Forſtkanzlei gegen gleich baare 
Bezahlung an Holzhändler und größere Kon⸗ 
ſumenten plus licitando verkauft werden. Zum 
Verkaufe geringerer Bau- und Brennholz⸗ 
quantitäten an Konſumenten werden nech 
folgende Termine anberaumt: 7 

1) in der Forſtkanzlei hierſelbſt 
am 7. und 28. November und 19. Dezember, 
2) im Förſter⸗Etabliſſement in Kupp 

am 24. Oktober, 21. November und 

12. Dezember, 
welche von Vormittag 9—12 uhr werden 
abgehalten werden und in welchen die Be⸗ 
zahlung des erkauften Holzes an den ſtets 
anweſenden Kaſſenbeamten erfolgen muß. 
Die übrigen Verkaufsbedingungen werden 
in den Terminen bekannt gemacht werden. 
Poppelau, den 2. Oktober 1848. 7 
Der königl. Oberförſter v. Hedemann. 


Im Coloſſeum 


zum ruſſiſchen Kaiſer 
findet heute Sonnabend den 7. Oktober das 
erſte Kränzchen ſtatt; dieß den geehrten 
Mitgliedern ergebenſt zur Nachricht. 
. Der Vorſtand. 

Zum Fleiſch⸗ und Wurſt⸗Ausſchieben 
mit Tanz auf Sonntag den 8. Oktober ladet 
ergebenſt ein: choltz, 

Gaſtwirth in Hünern. 
Heute Sonnabend 
den 7. Oktober große muſikaliſche Abendunter⸗ 
haltung in der Bierhalle zur Hoffnung von 
Hrn. Dreſcher. Anfong 7 Uhr. 0 
Zum Fleiſch⸗Ausſchieben und Wurſt⸗ 
AN heute Sonnabend ai Sit 
ladet ergebenſt ein: Fabian, 
im Morgenauer Kretſcham. 
Bekanntmachung. 

Einem geehrten Publikum zeige ich erge⸗ 
benſt an, daß ich den Gaſthof zur goldenen 
Krone, Matthiasſtraße Nr. 3 hierſelbſt, in 
Pacht übernommen habe und denſelben heute 
durch ein Abendbrot einweihen und mit gu⸗ 
ten Speiſen und Getränken ſtets auf's billigſte 
aufwarten werde, wozu ich freundlichſt einlade. 

Breslau, den 7. Oktober 1848. 

Preiß, Gaſtwirth. 

Ein geübter Schreiber ſucht hierorts Be⸗ 
ſchäftigung. Näheres bei Hrn. Tralles, 
Meſſergaſſe Nr. 39. 2 


ö Druck und Verlag von Graß, Barth und Comp. 


Rechnungsweſens vollkommen bewanderter 
Mann von wiſſenſchaftlicher Bildung, ſo wie 
ein tüchtiger Forſtmann, beide durch vorzüg⸗ 
liche Zeugniſſe empfohlen, ſuchen ein ſoforti⸗ 
ges Unterkommen. 
C. M. poste restante Brieg. \ 


Holz: und 


Von heute ab verkaufe ich: Bretter, 
Latten und Klafterholz, fo wie große 
und kleine Steinkohlen, und zwar letztere 
nach folgenden Preiſen: 


* 


— 


Sehr gute eingeſottene Gebirgs⸗Prei 
ſelbeeren, empfiehlt in Kübeln, auch einzeln 
billigft A. Strobach. 


Eine gut gelegene Gräupnerei ſſt zu ver⸗ 
miethen und ſofort zu übernehmen. Näheres Ni⸗ 
kolaiſtraße Nr. 62, beim Handſchuhmacher 
Scholz. - i . 
Auf dem Dominio Baumgarten bei Ohlau 
ſtehen 150,000 Stück gut gebrannte Mauer⸗ 
ziegeln zum Verkauf. 

Nitterplatz Nr. 12 
iſt zu Weihnachten der erſte Stock zu bezie⸗ 
hen, beſtehend in 3 Stuben, 1 Kabinet, Küche, 
Speiſekammer nebſt Zubehör. 

Zwei freundlich möbtirte Stuben find zu 
vermiethen: Heilige Geiſt⸗Straße Nr. 21, 2 
Stiegen links. 

Ein freundliches Gewölbe in dem 
Haufe Nr. 4 auf der Schweidnitzer Straße 
iſt zu Termin Weihnachten zu vermiethen. 
Das Nähere beim Wirth, Schweidnitzer Straße 
Nr. 3, eine Stiege zu erfahren. 

Zu vermiethen 
und Weihnachten d. J. zu beziehen iſt Blü⸗ 
cherplatz Nr. 6 und 7 eine Wohnung von 4 
Stuben, 3 Alkoven nebſt Zubehör im 1. Stock, 
und ein Verkaufs⸗Gewölbe nebſt Comptoir. 
Das Nähere Neue Weltgaſſe Nr. 16 im 2ten 
Stock, zwiſchen 1 und 2 Uhr. 
Zu vermiethen und zum 2. Januar 1849 
zu beziehen iſt: i 
1) am Blücherplatz Nr. 11 im Vorderhauſe 
die erſte Etage mit Beigelaß, erforderli⸗ 
chen Falles auch mit Pferdeſtall nebſt 
Wagenplatz. 


Ein in allen Theilen des Kanzlei⸗ und 


Gefällige Offerten unter 


Neue errichtete 


Kohlen⸗ Niederlage 


von Haniſch, a 
auf dem Bahnhöfe zu Canth. 


a) große Kohlen: 
der Scheffel Verkaufsmaß 6 Sgr. 6 Pf., 
mithin die Tonne mit 26 — . 
die Tonne Grubenmaß zu 31-6 
und bei Abnahme eines ganzen Bahn⸗ 
wagens von 15 Tonnen Grubenmaß verkaufe 
ich denſelben mit 15 Rtlr. 22 Sgr. 6 Pf. 

) kleine Kohlen: 
der Scheffel Verkauͤfsmaß 4 Sgr. 6 Pf., 
mithin die Tonne 18 — : 
die Tonne Grubenmaß 21 6 
Den oben erwähnten vollen Bahnwagen von 
15 Tonnen Grubenmaß mit 

10 Rtlr. 22 Sgr. 6 Pf. 

Penſions⸗Nachweis. 

Söhne auswärtiger Eltern, welche ein 
Gymnaſium zu Breslau beſuchen ſollen, finden in 
einer adligen Familie dafelbft als Penſionäre 
ſofort Aufnahme. Hierauf Reflektirende wer⸗ 
den erſucht, ihre Aufragen brieflich unter der 
Adreſſe H. R. poste restante Breslau baldigſt 
zu ſenden. 


Nouleaux und Gardinen 

aller Art empfiehlt billigſt 
Moritz Hauſſer, 
Blücherplatzecke in den 3 Mohren. 

“ Ein faſt ganz neues Billard mit 8 
5 ſämmtlichem Zubehör iſt wegen Man: sf 
5 gel au Platz billig zu verkaufen bei K 
b. S. Deutſchmaun in Trachenberg. 
iii 

Zu verkaufen: zwei faſt noch neue Vor⸗ 
fenſter und eine Glasthüre, Ohlauer Straße 
Nr. 34, 2 Stiegen. F 


Makulatur 


it zu verkaufen Herren⸗Straße Nr. 20, 
in der Buchhandlung. 


kal, beſtehend in zwei neben einander 
liegenden Gewölben mit Eingang vom 
Roßmarkt, am Eingang nach den Hinter⸗ 
häuſern. Näheres Blücherplatz Nr. 11 
bei Willert u. Comp. 
Zu vermiethen und Termin Weihnachten 
zu beziehen Ritterplatz Nr. 13 die zweite 
Etage, beſtehend aus drei Stuben, Alkove, 
Küche und Zubehör. 
In der Schweidnitzer Vorſtadt, Garten⸗ 
ſtraße Nr. 23, iſt der erſte Stock von 
7 Zimmern, großer Küche und Garten, zum 
Neujahr ganz oder getheilt zu vermiethen 
auch ſind kleine Wohnungen bald zu beziehen 


Eine freundliche Stube iſt zu ver⸗ 
miethen und fofort zu beziehen. Das Nä⸗ 
here beim Rendant Schneider, Oder⸗Vor⸗ 
ſtadt, Salzgaſſe Nr. 1, im Vordergebäude, 
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7 @, ——ů 2 Stiegen. 

Stearin⸗ Kerzen Sgr. Vermiethungs⸗Anzeige. 
Stearin⸗Kerzen 9 In Nr. 37 r babe it bie If gg 
3 E wenn es gewünſcht wird möblirt, desgl. die 
Apollo⸗Kerzen 10 zte Etage, jede beſtehend in 6 heizbaren Zim⸗ 
Brillant⸗Kerzen 11 mern, Alkove, Küche, Keller ꝛc. nebſt Stal⸗ 
offerirt: C. G. Oſſig, lung und Wagenplatz, desgl. eine kleine Woh⸗ 
Nikolai: und Herrenſtraßen⸗Ecke 7. nung fofort zu vermiethen und zu beziehen. 


Das Nähere bei Hrn. Kaufm. Kohn daſelbſt. 


Hotel r in Breslau 
Albrechtsſtraße Nr. 33, 1. Etage, bei König, 
ſind elegant möblirte Zimmer bei prompter 
Bedienung auf beliebige Zeit zu vermiethen. 
P. S. Auch iſt Stallung u. Wagenplatz dabei. 


Angekommene Fremde in Zettlitz's Hötel. 

Juſtizkommiſſ. Bulla u. Prediger Förſter 
a. Görlitz. Kaufm. Bütter a. Lauban. Kauf: 
mann Iſſleiber a. Warſchau. Kaufm. Wal⸗ 
lerſtein a. Neuyork. Kaufm. Samiſch a. Biala. 
Kaufm.⸗Frauen Wieland u. Kühn a. Neudorf. 
Hauptm. Baron v. Reitzenſtein a. Schweid⸗ 
nitz. Hofrath v. Dedovich a Kuchelng. Pro⸗ 
feſſor Strack a. Berlin. Partikulier Kaſie⸗ 
wicz a. Paris. 


Breslauer Getreide: Preiſe 
am 6. Oktober. 


Ein Bauergut von 117 Morgen Acker, 
Forſt und Wieſen, mit guten Gebäuden, in 
einer ſchönen Gegend, iſt bei baldigem Ver⸗ 
kauf für 3000 Thaler zu erwerben. Ebenſo 
ein Kretſcham in einem großen Bauerndorfe, 
mit 40 Morgen Acker und den nöthigen Ge⸗ 
bäuden, ſehr billig. Näheres Schmiedebrücke 
Nr. 44, zwei, Polaken, im Ledergewölbe zu 
erfragen. 


Canadiſche Pappeln, 
ſich beſonders zu Alleen eignend, vom ſchön⸗ 
ſten Wuchſe, ſind noch billg zu haben bei dem 
Dom. Krolkwitz bei Domslau. 


Eine Stammbuch, 


roſa gebunden, iſt am 5. Oktober verloren 
worden. Der Ueberbringer erhält Kloſterſtraße 
86 e, Parterre links, eine Belohnung. 


Als Kammerjungfer ſucht ein Mädchen, 


mit guten Zeugniſſen verfehen, ein unterkom⸗ Borte: dene Alttie gesingfe: 
men. Näheres zu erfragen: Gartenſir. Nr. 12, Weizen, weißer 65 Sg. 60 Dg. 50 Sg 
eine Stiege, im Vorderhauſe. Weizen, gelber 3 „ 58 „ 40 „ 
Friſch gebrannten Gips, die Tonne 2½ Roggen 3 „ 3. „ 0 „ 
Kthlr., die Metze 2½ Sgr. verkauft Gerſte 290 „ N 20 5, 
E. Stohrer, Schmiedebr. Nr. 49G. Hafer 18 „ Kos ne Abd 5 


* 


Breslau, den 6: Oktober. 


(Amtliches Cours⸗Blatt.) Geld: und Fonds ⸗Courſe. Holländiſche Rand: 
Dukaten 96% Br. Kaiſerlſche Dukaten 96% Br. Frſedrichsd'or 113% Br. Loufsd'or 
112%, old. Polniſches Gourant 95%, Br. Oeſterreichiſche Banknoten 94 ½ Gld. Staats⸗ 
Schuld⸗Scheine per 100 At. 3¼ % 737 ld. Großherzoglich Poſener Pfandbriefe 4% 
95% Br., neue 3%, % 78 ½ Br. Schleſiſche Pfandbriefe a 1000 Ntl. 3½ % 90 / Gld., 
Lit, B 4% 92% Gld., 3 ½ % 81½ Br. Alte polniſche Pfandbriefe 4% 90%, Br., neue 
90%, Br. — Eiſenbahn⸗Aktien: Breslau⸗Schweidnſtz⸗Freiburger 4% 86Y, Br. Ober: 
ſchleſiſche Lit. A 3/ % 89¼ Br., Litt. B 80 ½ Br. Krakau⸗Oberſchleſiſche 42 Gld. 
Niederſchleſiſch⸗Märkiſche 3½ % 69 Br. Köln⸗Mindener 3 ½ % 7434 Gd. Friedrich⸗Wil⸗ 


helms⸗Nordbahn 42 Gld. 
5 Berlin, den 5. Oktober. 


(Cours⸗Bericht.) Eiſenbahn⸗ Aktien: Köln⸗Mindener 3% 75 bez., Prior. 
4½% 88 ½ bez. Nl bed cleſiche 3½ % 690 Br., Prior. 4% 81% bez., Prior. 5% 94 
bez., Serie m 5% 88%, Gld. Oberſchleſiſche Litt. A 3½%% 88% Gld., Litt. B 88%, Gld. 
Rheinifche 52 ¼ bez., Prior. 4% 66 bez. u. Gld. Poſen⸗Stargard 4% 66 ½ bez. — 
Quittungs⸗Bogen: Friedrich⸗Wilhelms⸗Nordbahn 4% 427 a 3, bez. — Fonds⸗ 
und Geld: Sorten: Staats⸗Schuld⸗Scheine 3¼ % 73% bez. u. Gld. Seehandlungs⸗ 
Prämien⸗Scheine a 50 Rtl, 87%, bez. Poſener Pfandbriefe 4% 96 Br., neue 3 ½ % 77% 
bez. u. Br. Friedrichsd'or 113% Br. Louisd'or 112% bez. Polnſſche Pfandbriefe 4% 
neue 90 bez. a 
Der umſatz in Fonds und Eiſenbahn⸗Aktien war heute äußerſt beſchränkt, von letzte⸗ 
ren wurden indeß einige Gattungen höher bezahlt. 


Redakteur: Nimbs. 


Weißgerbergaſſe 49, Nikolaiſtr.⸗Ecke. 


2) Im Hinterhauſe ein Handlungs⸗Lo⸗ 
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